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„Bildung“ ist ein großes Wort – und ein 
weites Feld. Wohl jeder macht sich dazu 
in gewisser Weise seine Gedanken und 
sein eigenes „Bild“. 
Als unbestrittener Urvater der moder-
nen Auffassung von Bildung gilt Wilhelm 
von Humboldt, der diese definierte als 
„die Anregung aller Kräfte des Menschen, 
damit diese sich über die Aneignung der 
Welt entfalten und zu einer sich selbst be-
stimmenden Individualität und Persönlich-
keit führen“. Nach dem Humboldtschen 
Bildungsideal ist Bildung also mehr als 
die reine Aneignung von Wissen. In dem 
von ihm konzipierten Schulsystem soll-
te jeder nach seinen Fähigkeiten und 
den Anforderungen der Gesellschaft 
gefördert werden. Dabei geht es nicht 
um empirisches Wissen, sondern um die 
Ausbildung der individuellen Persönlich-
keit und das Erkennen und Ausschöpfen 
des eigenen Potenzials. 
Sicher ist: Bildung, wie wir sie heute und 
in Zukunft anstreben und verstanden 
wissen wollen, muss sich an weit mehr 
als Lehrplänen, Zensuren und Pisa-Stu-
dien messen lassen. Sie beginnt bereits 
in der Familie als Keimzelle jeglicher 
Bildung. Hier sollten elementare Nor-
men und Werte vermittelt werden, 
„Herzensbildung“ im besten Sinne. 
In der Kita werden ebenfalls wichtige 
Bildungsgrundsteine gelegt, die es in 
der Schule weiter auszubauen gilt. Al-
lerdings sollten wir die Akademisierung 
von Bildung nicht übertreiben. Schließ-
lich beginnt das Leben nicht erst mit 
dem Abitur und einem abgeschlossenen 
Masterstudium. Die soziale Marktwirt-
schaft als eine der Grundsäulen unse-
res Erfolgs lebt auch mit und durch den 
Meister im Handwerk, den Facharbeiter 

und kaufmännischen Fachangestellten, 
Verwaltungskräfte und ausgebildete 
Pflegefachkräfte oder Hilfs- und Schutz-
diensten, wie Polizei und Feuerwehr. Sie 
alle tragen zum Wohl des Landes bei und 
haben unsere Wertschätzung verdient. 
Sicher steht die Qualität unseres dua-
len Ausbildungssystems außer Frage 
– dafür werden wir nach wie vor welt-
weit geschätzt. Es wäre allerdings ver-
hängnisvoll, sich auf dieser Errungen-
schaft auszuruhen. Offenheit für Neues 
und ständige Anpassungsfähigkeit sind 
gefragt. Denn auch DAS ist ein Zeichen 
wahrer Bildung: Dass sie immer ein ge-
wisses Maß an Selbstreflexion und kri-
tischem Urteilsvermögen beinhaltet. 
Uns muss nun der Spagat gelingen, bei 
aller Zukunftsorientierung auch wichti-
ge „althergebrachte“ Grundlagen und 
Werte wieder mehr in den Focus zu rü-
cken. Leider zeigen nämlich die heuti-
gen Schulabgänger, egal welcher Schul-
art, bei essenziellen Grundlagen wie 
Rechnen, Lesen und Schreiben erheb-
liche Defizite. Ebenso sollten wir künftig 
mehr Wert darauf legen, den Schülern 
Sozialkompetenz zu vermitteln und die 
sogenannte „emotionale Intelligenz“ zu 
stärken.
Neben solchen wertvollen Basics, die 
nicht nur für die berufliche Laufbahn, 
sondern für die „Lebenstüchtigkeit“ an 
sich von Bedeutung sind, gilt es gleich-
zeitig, wichtige Weichen für die Zu-
kunft zu stellen. Indem wir beispiels-
weise unsere Schüler und Lehrer für 
die Anforderungen der Digitalisierung 
fit machen. Die Einführung interaktiver 
Whiteboards an Schulen ist dabei ein 
guter Anfang. Allerdings reicht das ent-
sprechende Technik-Equipment als sol-

ches nicht aus. Vielmehr geht es auch 
um den adäquaten Umgang damit und 
darum, wie sich digitale Inhalte und di-
gitales Denken am besten vermitteln 
lassen. Dafür müssen zuallererst ein-
mal auch die Lehrer und Lehrerinnen 
entsprechend aus- und weitergebildet 
werden.
Von der groß angekündigten Digital-
offensive ist jedoch an den Schulen 
bislang leider wenig angekommen. 
Welche Schule in Baden-Württemberg 
verfügt über einen Glasfaseranschluss 
und schnelles W-LAN? Natürlich wäre 
es zu kurz gesprungen, die Digitalisie-
rung auf Glasfaser und W-LAN reduzie-
ren zu wollen. Aber: OHNE diese ent-
scheidenden Grundlagen geht es leider 
nicht. Bevor wir uns also länger um die 
Debatte von „Henne oder Ei“ drehen, 
lassen Sie uns einfach weiter Nägel mit 
Köpfen machen und bestens gerüstet in 
die Zukunft starten.

Oliver Zander, 
mail@oliver-zander.de, 
www.mit-bw.de

Liebe Leserinnen und Leser, 

Oliver Zander

Vorwort

In der Bildung liegt die Zukunft unseres Landes und des 
Mittelstands
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Dr. Markus Pieper MdEP und Markus Ferber MdEP 

Mehrwertsteuern –  
Parlament will einfache 
Regeln für den Mittelstand 

Das Europäische Parlament stimmt 
heute über die Mehrwertsteuer-richt-
linie ab. Die Mittelstandssprecher des 
Parlamentskreises Mittelstand Europe 
Markus Pieper (CDU) und Markus Fer-
ber (CSU) begrüßen das Ergebnis aus-
drücklich: „Das Geld und die Zeit, die 
der Mittelstand für die Erfüllung von 
Mehrwertvorschriften ausgibt, ist bei 
kleinen und mittleren Unternehmen be-
trächtlich höher als bei großen Unter-
nehmen.“ Aus diesem Grund enthält die 
Mehrwertsteuerrichtlinie eine Reihe 
von Bestimmungen zur Entlastung von 
KMU. Insbesondere können die Mit-
gliedstaaten kleinen Unternehmen eine 
Mehrwertsteuerbefreiung gewähren, 
wenn sie einen bestimmten Jahres-
umsatz, der von Land zu Land unter-
schiedlich ist, nicht überschreiten. 
Der Parlamentskreis Mittelstand Eu-
rope setzt sich seit geraumer Zeit für 
aufstrebende Unternehmen ein, die 
durch ihr Wachstum nicht mehr von 
den Vorteilen für KMU profitieren, ob-
wohl sie noch immer dieselben mittel-

ständischen Strukturen haben: „Dass 
expandierende KMU nicht gleich das 
Recht auf Vereinfachungsmaßnahmen 
verlieren sollen, sobald der Schwellen-

wert für die Steuerbefreiung über-
schritten ist, sondern erst zwei Jahre 
danach, ist ein hervorragendes Ergeb-
nis,“ resümieren Ferber und Pieper.
Auch sollen Mitgliedstaaten klei-
nen Unternehmen zukünftig Verein-
fachungen bei der Mehrwertsteuer-
erklärung anbieten. Nach Vorstellung 
des Parlaments befreien die Mitglied-
staaten die kleinen Unternehmen 
gänzlich von der Abgabe einer Mehr-
wertsteuererklärung oder ermöglichen 
ihnen zumindest eine Vereinfachung. 
Zudem fordert das Parlament von den 
Mitgliedstaaten, endlich auf das Gas 
zu treten, um bis 2020 eine zentra-
le Anlaufstelle für Mehrwertsteuer-
erklärungen für KMU - sogenannter 
One-stop-shop - in der EU einzurichten. 
Das letzte Wort ist allerdings noch nicht 
gesprochen: 
Der Rat, dem bei Steuerfragen die 
Federführung obliegt, beginnt jetzt 
auf der Grundlage der Vorschläge des 
Parlaments seine Arbeit.

Dr. Markus Pieper MdEP  

markus.pieper@ep.europa.eu  

www.markus-pieper.eu/

Markus Ferber, Dipl.-Ing. MdEP  

markus.ferber@europarl.europa.eu   

www.markus-ferber.de/  

Dr. Markus Pieper MdEP

Markus Ferber MdEP

Schwerpunkt
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Reformen: Zeit zum Handeln

Die Steuereinnahmen sprudeln. Die öffentlichen Kassen sind 
gut gefüllt. Teils sind die Haushalte von Überschüssen geprägt. 
In Baden-Württemberg bauen wir Kreditmarktschulden ab. Das 
gab’s noch nie! Und all’ das ist ein Ergebnis von richtig gestellten 
Weichen - ein Erfolg der Union! 
Als finanzpolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion stelle 
ich deshalb fest: Wir können darauf stolz sein. Denn: Die oben 
skizzierte Lage eröffnet gute Perspektiven für die Zukunft. 
Doch wie sagte doch der ehemalige Ministerpräsident Erwin 
Teufel: In guten Zeiten wird der Haushalt ruiniert. Ja, ruiniert… 
Damit warnte er davor, blindlings zu Mehrausgaben, auch struk-
tureller Natur, zu neigen, weil das Geld vermeintlich wie ein 
warmer Sommerregen vom Himmel fällt. Und ich füge hinzu: 
Gute Zeiten verleiten auch dazu, das Notwendige nicht mehr 
wahrzunehmen. Gute Zeiten verstellen den Blick. Gute Zeiten 
müssen aber Anlass sein, Reformen in die Wege zu leiten. 
Denn: Steuerreformen in den USA, Frankreich und Groß-
britannien haben beispielsweise dazu geführt, dass Deutschland 
im Hinblick auf die Unternehmenssteuerbelastung mehr und 
mehr in die Gruppe der Hochsteuerländer rückt. Das ist eine 
gefährliche Entwicklung. Denn wir stehen im internationalen 
Wettbewerb. 
Und deshalb sind steuerpolitische Impulse notwendig. Es gilt, 
die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Deutschland zu 
verbessern. Ein Beispiel: Die Steuerbelastung von Kapital-
gesellschaften liegt in Deutschland bei knapp 30 Prozent, in 
kreisfreien Städten sogar bei 31,5 Prozent. Im internationalen 
Wettbewerb um Investitionen können wir damit keinen Anreiz 

bieten. Deshalb muss die Belastung der Unternehmen sinken. 
Das kann etwa durch die teilweise Anrechnung der Gewerbe-
steuer bei der Körperschaftssteuer erfolgen. Unabhängig von 
diesem ersten möglichen Schritt plädiere ich dafür, die Gewerbe-
steuer - ein Sonderweg Deutschlands - abzuschaffen. Natürlich 
muss in diesem Zusammenhang dafür gesorgt werden, dass die 
Kommunalfinanzierung nicht unter die Räder kommt. 
Ein weiteres Beispiel: Beim geplanten Abbau des Solidaritäts-
zuschlags müssen auch kleine Kapitalgesellschaften entlastet 
werden. Und als wohnungspolitischer Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion ist es mir wichtig, steuerliche Anreize für mehr 
Wohnungsbau zu bieten. Denn nur mehr Wohnraum sorgt 
letztlich für bezahlbares Wohnen. Auch das ist ein wichtiger 
Standortfaktor.  
Jetzt, in diesen guten Zeiten, ist Zeit zum Handeln. In schlech-
ten Zeiten ist es schlicht zu spät. 

Tobias Wald MdL,   

post@tobiaswald.de,  

www.landtag-bw.de  

Tobias Wald MdL

Schwerpunkt

KEINE
REVISIONS
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Brandschutzklappe Typ WFK
DN100 – DN250

Bartholomäus GmbH . Bachstraße 10 . D-89607 Emerkingen
Telefon + 49 7393 9519-0 . info@geba-brandschutz.de

www.geba-brandschutz.de
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Dr. Carsten Linnemann

„Besteuerung zu hoch,  
zu kompliziert und  
mittelstandsfeindlich“

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU (MIT) drängt auf 
eine grundlegende Reform der Unter-
nehmenssteuern in Deutschland. In einem 
Zehn-Punkte-Plan fordert die MIT, noch in 
der laufenden Legislaturperiode das Unter-
nehmenssteuerrecht strukturell zu verein-
fachen und Steuersätze zu senken.
Bei der Steuerlast etwa strebt die MIT 
einen einheitlichen Körperschaftsteuer-
satz von zehn Prozent an. Die gesamte Be-
lastung soll inklusive Gewerbesteuer nicht 
höher als 25 Prozent liegen. „Bei der Unter-
nehmensbesteuerung brauchen wir gleiche 
Bedingungen für internationale Konzerne 
und mittelständische Unternehmen“, sagt 
MIT-Vorsitzender Carsten Linnemann. 
„Große Konzerne wie Amazon müssen 
genauso ihre Steuern zahlen wie der Einzel-
händler in der Innenstadt auch.“ Die aktuel-
len Steuersätze von mehr als 32 Prozent bei 
der Körperschaftsteuer und zum Teil über 
50 Prozent bei der Einkommensteuer für 
Personengesellschaften seien ein massiver 
Standortnachteil.
Der CSU-Bundestagsabgeordnete und 
Co-Vorsitzende der MIT-Steuerkommission, 
Sebastian Brehm, verweist darauf, dass auch 
andere Länder, etwa die USA, Frankreich 
und Großbritannien, die Unternehmens-
steuern gesenkt haben. „Es kann nicht  

sein, dass wir in Deutschland die höchsten 
Steuersätze der Industrieländer haben. 
Das benachteiligt deutsche Unternehmen 
im Wettbewerb und schreckt Investoren 
ab, hier zu investieren“, sagt Brehm. Ohne 
leistungsfähige Unternehmen sei kein 
Sozialstaat zu machen.
Weiterhin spricht sich die MIT gegen eine 
Sondersteuer für die digitale Wirtschaft, 
für eine Modifizierung der Gewerbesteuer 
als Zuschlagsteuer und eine Anpassung 
des steuerlichen Zinssatzes an die Niedrig-
zinsphase aus. Steuerliche Belastungen 
durch den Brexit sollen vermieden, die 
Verlustverrechnung erleichtert, Forschung 
und Digitalisierung steuerlich gefördert, 
Besteuerungsverfahren digitalisiert, das 
Konzernsteuerrecht modernisiert und die 
Hinzurechnung von Auslandseinkünften 
neu geregelt werden. Der Solidaritäts-
zuschlag soll bis 2021 vollständig ab-
geschafft werden.      
Linnemann: „Die Besteuerung für Unter-
nehmen ist in Deutschland zu hoch, zu 
kompliziert, mittelstandsfeindlich und nicht 
mehr zeitgemäß.“ Das Steuersystem ver-
hindere Investitionen und führe deshalb zu 
weniger Steuereinnahmen.

Hubertus Struck, info@mit-bund.de ,  

www. mit-bund.de  

Schwerpunkt

Entspannen Sie im Destination Spa 

Villa Stéphanie, schlendern Sie durch 
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Telefon 07221-900-0 · Fax 07221-3 87 72 

information.brenners@oetkercollection.com 
www.brenners.com
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Christian von Stetten MdB

Mittelständische Betriebe  
und Familienunternehmen 
entlasten –  
eine Frage der Gerechtigkeit

Vor fast sieben Monate haben die 
Parteivorsitzenden von CDU, CSU 
und SPD den Koalitionsvertrag unter-
schrieben. Mit der Rückkehr zur Pari-
tät bei den Beiträgen zur gesetzlichen 
Krankenversicherung, der Einführung 
eines Teilzeitrückkehrrechts und 
einem teuren Rentenpaket hat die 
Bundesregierung vor allem Maß-
nahmen auf den Weg gebracht, die für 
unsere Unternehmen und Betriebe zu 
Belastungen führen. Wiedermal brin-
gen die SPD geführten Ministerien 
ihre Wunschprojekte auf den Weg, die 
Maßnahmen, die für die Union wichtig 
waren und sind, haben keine Priorität.
Dabei enthält der Koalitionsvertrag 
durchaus Vorhaben, die gut und wich-
tig wären für unsere Unternehmen und 
Betriebe und den Wirtschaftsstand-
ort insgesamt. Ob im Infrastruktur-
bereich, der Digitalisierung, bei Fach-
kräften, beim Bürokratieabbau und 
der Senkung der Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung – auch diese ver-
einbarten Maßnahmen müssen jetzt 
zügig auf den Weg gebracht werden.
Daneben gibt es eine Reihe steuer-
licher Maßnahmen, die vom SPD-ge 
führten Bundesfinanzministerium 
kurzfristig umgesetzt werden müssen. 
Die steuerliche Forschungsförderung 
ist ein Musterbeispiel dafür, wie wir 
über verbesserte steuerliche Rahmen-
bedingungen wichtige Impulse zur 
Stärkung unserer Wirtschaft geben 
können. Unsere Unternehmen warten 
hierauf schon sehr lange, jetzt muss 
der Bundesfinanzminister dringend 
liefern.
Die wirtschaftspolitisch – aber durch-
aus auch im Hinblick auf politische 

Glaubwürdigkeit – wichtigste Maß-
nahme ist aber die vollständige Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlages. 
Der Koalitionsvertrag sieht die Ab-
schaffung des sog. Solis für 90 Prozent 
aller Zahler ab dem Jahr 2021 vor. Dies 
würde eine Entlastung von 10 Mrd. 
Euro jährlich bringen.
Schon während der Koalitionsver-
handlungen hat der Parlamentskreis 
Mittelstand angemerkt, dass diese 
Teilabschaffung vollkommen un-
zureichend ist. Schon rein rechtlich 
ist es äußerst zweifelhaft, wie der 
Fortbestand der Belastung mit der 
Sonderabgabe zur Finanzierung der 
Deutschen Einheit für die oberen zehn 
Prozent der Steuerzahler begründet 
werden soll. Es liegt nahe, dass eine 
Teilabschaffung dem verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der Steuer-
gleichheit zuwider läuft. 

Aber vor allem unter Gerechtigkeits-
gesichtspunkten ist es nicht nach-
vollziehbar, warum die zehn Prozent 
der Steuerzahler, die seit der Deut-
schen Einheit in jedem Jahr die Hälf-
te des Soliaufkommens, d.h. bis zu 10 
Mrd. Euro, beisteuern, diesen auch 
weiterhin bezahlen sollen, der Rest 
der Steuerzahler hierfür aber nicht 
mehr herangezogen wird. Natür-
lich müssen starke Schultern mehr 
tragen als schwache. Dieser gesell-
schaftspolitische Grundsatz ist aber 
in unserem Steuersystem durch den 
progressiven Tarif bereits hinreichend 
abgedeckt. 
Hinzu kommt, dass die Beibehaltung 

Christian Frhr. von Stetten MdB

Schwerpunkt

Unser Name steht für Kunststoff-
spritzguss auf höchstem Niveau.

Glasklarteile
Hochtemperaturwerkstoffe

Folienhinterspritzen
Großteile

Als innovativer Entwicklungspartner 
stehen Ihnen unsere Experten von 

Anfang an beratend zur Seite.

Weitere Infos unter www.kunststoff-christel.de 
Carl-Friedrich-Benz-Straße 6 in 78073 Bad Dürrheim 

Tel: +49 (0) 7726 9202 0 oder Fax: +49 (0) 7726 9202 8110 
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des Solis für die oberen zehn Prozent 
der Steuerzahler dazu führen würde, 
dass er wahrscheinlich nie ganz ab-
geschafft würde. Eine alleinige Steuer-
entlastung der oberen zehn Prozent 
der Bevölkerung ist politisch kaum 
durchzusetzen, weil immer argumen-
tiert würde, „die Reichen“, die sowieso 
genug Geld hätten, würden entlastet.
Dabei sind es gar nicht „die Reichen“, 
die die Beibehaltung des Solis besonders 
treffen würde: Es sind vor allem Unter-
nehmen und Betriebe, Mittelständler 
und Selbständige, die als Einzelkauf-
leute und Personengesellschaften orga-
nisiert sind und für die der Soli ein Teil 
der Unternehmenssteuern ist. Sie sind 
das Rückgrat unserer Wirtschaft und 
verantwortlich für unseren wirtschafts-
politischen Erfolg, für ein ungebrochenes 

Wirtschaftswachstum, Arbeitsplätze und 
Ausbildung. Internationale Krisen, hohe 
Energiepreise, niedrige Unternehmens-
steuern im Ausland und fehlende Fach-
kräfte zehren schon heute an ihrer Wett-
bewerbsfähigkeit. Der Abbau des Solis 
wäre deshalb nicht nur ein politisches 
Signal für die Bedeutung und Wert-
schätzung des Mittelstands, sondern 
auch ein Zeichen wirtschaftspolitischer 
Vernunft, um unsere mittelständisch ge-
prägte Wirtschaftsstruktur zu erhalten. 
Die Steuerschätzung vom Mai hat ge-
zeigt, dass das Geld für die vollständige 
Abschaffung des Solis da wäre. 60 
Mrd. Euro zusätzlich bis 2020 werden 
prognostiziert. 
Die Union würde gut daran tun, das 
Kapitel Solidaritätszuschlag fast 30 
Jahre nach dem Glück der Wiederver-

einigung ein für alle Mal und für alle 
zu beenden. Um unsere Wettbewerbs-
fähigkeit zu steigern, aber auch um 
Glaubwürdigkeit und Vertrauen zu ge-
winnen. Denn wer eine Sonderabgabe 
zur Finanzierung einer besonderen 
historischen Aufgabe einführt, muss 
diese auch wieder abschaffen, wenn 
die Aufgabe erfüllt ist. Sonst müs-
sen wir uns nicht wundern, wenn 
das Vertrauen in die Politik verloren 
gehen und uns die Wähler den Rücken 
zukehren. 

Christian Frhr. von Stetten MdB,   

E-Mail: info@christian-stetten.de,       

www.christian-stetten.de  

Schwerpunkt

 Gasversorgung
 Wasserversorgung
 Fern- und Nahwärme
 Grabenlose Rohrverlegung
 Industrie- und Sanitäre Anlagen

Wir verbinden nicht nur Rohrleitungen, sondern auch: 

Wir bieten sichere Arbeits- und Ausbildungsplätze. Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Holderäckerstraße 1 
7 0 4 9 9  S t u t t g a r t 
Tel. 0711 878748-60 
Fax 0711 878748-90 

kontakt@weitbrecht-rohrleitungsbau.de
www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de

Wir schaffen Verbindungen! 

Versorgung von A[nschluß] – Z[uleitung]
 
Unsere Leistungen:

 Tradition mit Zukunft
 Qualität mit Innovation
 Handwerkliches Know-how mit Hightech

„In der Region - für die Region“ ist eines unserer 
Leitmotive für unsere Aktivitäten in Baden-Württemberg.
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Wir stehen im Wettbewerb  
zu anderen Staaten.

Die Steuerlast und Sozialabgabenlast ist 
ein vielschichtiges Thema und kann nur an-
hand einer Faktenlage bewertet werden.
Die Steuersätze für Unternehmen 
sind in Europa sehr unterschiedlich. 
In Deutschland liegen wir derzeit mit 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer-
satz einschließlich Solidaritätszuschlag 
annähernd bei 30 %. In Europa sind 
hier Steuersätze ab 9 % zu finden. Der 
durchschnittliche Steuersatz in der EU 
liegt für Unternehmen bei 16 %. Hier 
sind unterschiedliche Anrechnungen 
und Freibeträge bei Dividende und Aus-
schüttungen noch zu berücksichtigen.
Bei Einkommensteuer liegen wir in 
Deutschland einschließlich des Solidari-
tätszuschlags bei ca. 47 % Spitzensteuer-
satz. In der EU sind auch hier recht unter-
schiedliche Steuersätze festgesetzt und 
fast nicht mehr vergleichbar. Reicht die-
ser doch in mehreren Staaten von einer 
Flatrate von einheitlich 15 %, Bulgarien 
von 10 %, bis zu einer Progression in den 
Mitgliedstaaten bis zu 55 % in Öster-
reich. Hierbei ist die Progression der 
Staffelung  jedoch in keinem anderen 
Land so aggressiv und schnell im Spitzen-
steuersatz, wie in Deutschland.
Die Sozialversicherung ist durch unsere 

hälftige Aufteilung in Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteile und einer Gesamt-
belastung von ca. 41 % ohne Umlagen im 
Spitzenbereich der EU. Um die Gesamt-
belastung zu bewerten, ist immer eine 
Gesamtbelastung zu ermitteln.
Für den Unternehmer als auch den 
Arbeitnehmer ist immer entscheidend: 
„Was erhalte ich Netto für meine Leis-
tung und was kostet die Leistung für den 
Abnehmer des Unternehmens und ist 
dies im Internationalen Markt preislich 
durchzusetzen.“ In Deutschland fest-
zustellen, dass wir für die Kosten pro 
geleisteter Arbeitsstunden mit einem 
durchschnittlichen Kostensatz von ca. 
47,00 € an fünfhöchster Stelle auf der 
Welt liegen und auf diesen Kosten 78 % 
für Lohnnebenkosten lasten. Hier sind 
Urlaub, Krankheit und Sozialabgaben des 
Arbeitgebers berücksichtigt.
Von einem Bruttobetrag des Ein-
kommens sind die sozialen Abgaben und 
Steuern des Arbeitnehmers oder auch 
die Abgabenlast des Unternehmers bei 
Personengesellschaften nochmals in Ab-
zug bringen. Diese können bis zu 65 % be-
tragen. Damit wäre rein rechnerisch von 
der Gesamtbelastung ein Nettobetrag 
in Höhe von durchschnittlich Euro 12,91 

pro Stunde bei einem durchschnittlichen 
Arbeitnehmer für die Mehrleistung nach 
einem Grundlohn verbleibend.
Interessant ist auch ein Vergleich der 
Steuerbelastung im betrieblichen als 
auch im privaten Bereich. Ein Vergleich 
der OECD hat hier bei einem gedachten 
Einkommen von 300.000,00 € für eine 
Familie mit zwei Kindern festgestellt, 
dass in Deutschland Netto 60,61 % ver-
bleiben. Selbst Amerika und Australien 
liegen bei gleichen Werten. Bei einem 
durchschnittlichen allein lebenden 
Arbeitnehmer oder einem Doppelver-
dienerhaushalt liegen wir in Deutsch-
land bei einer Steuerbelastung von 39,9 
% im Vergleich der USA von 22,7% und 
OECD Durchschnitt in Höhe von 25,1 
%. Dies zeigt die zu hohe Belastung 
der Masse der Leistungsträger unserer 
Gesellschaft.

Schwerpunkt

Thomas Rapp, Landesschatzmeister MIT BW
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Angebracht der zusätzlichen Sozialabgaben 
mit jährlicher Erhöhung der Bemessungs-
grenzen sind damit Belastungen von 65 % 
des Bruttoeinkommens auf eine Gehalts-
erhöhung keine Fiktion, sondern Realität. 
Die Bereitschaft zur Mehrarbeit und Über-
nahme von Verantwortung dürfte ent-
sprechend gemindert werden. Vielmehr 
werden wir die Reduzierung der Arbeitszeit 
als Wunsch der Arbeitnehmer feststellen.
Ein Umdenken muss stattfinden, da sonst 
das Gesetz zur Regelung von Einreise und 
Fachkräftegewinnung aus nicht EU Staaten 
keinen Erfolg haben wird. Wir werden Pflege-
kräfte aus Osteuropa gewinnen können, je-
doch keine gut ausgebildeten Facharbeiter 
für Dienstleistung oder Produktion. 

Wir sind darüber hinaus auch noch bei 
den Sozialleistungen betrügerisch ver-
anlagt. Rentenansprüche erhält man 
erst nach 5 Jahren Beitragsleistung, 
Krankenversicherung und Arbeitslosen-
versicherung entfällt bei Ausreise. Ist der 
langjährige Ausländer Rentenempfänger 
in seinem Heimatland, ist er hohen Be-
lastungen auf Grund der beschränkten 
Steuerpflicht ausgesetzt. Krankenver-
sichert ist er nicht.
Unter den Fakten der Steuer- und Sozial-
politik wollen wir die offenen Arbeits-
plätze besetzen, innovative Arbeits-
plätze schaffen und erhalten. Know 
How erhalten und fortentwickeln. Das 
Bruttosozialprodukt zumindest in der 

Schwerpunkt

nächsten Generation erhalten. Schon 
heute verlieren wir mögliche Produktion 
durch fehlende geeignete Arbeitskräfte 
oder nicht ausreichend ausgebildetes 
Personal. Möglichst soll durch junge Zu-
wanderer das demographische Problem 
gleich mitgelöst werden. Dies wird ohne 
eine Änderung scheitern.
Daher ist eine Anpassung der Abgaben 
im Unternehmens- und Privatbereich an 
internationale Sätze eine Pflicht. Gerade 
die Besteuerung der Leistungsträger ist 
im internationalen Vergleich zu hoch und 
führt zu Abwanderung. Eine übermäßige 
Besteuerung führt nicht zu Mehrein-
nahmen, sondern zur Schwindsucht. Eine 
Substanz- und Vermögensbesteuerung 
führt zu kurzfristigen Mehrverbräuchen, 
aber auch zu einer Entbindung an den 
deutschen Staat in der nächsten Gene-
ration und höheren Sozialausgaben an 
Vermögenslose im Alter. Innerhalb der 
Bevölkerung sind gleiche Chancen und 
Wahlmöglichkeiten zu eröffnen. Unter-
schiedliche Steuer- und Sozialnormen 
von selbständigen Unternehmern, 
Beamten und Arbeitnehmern sind abzu-
schaffen. Renten und Pensionen sind ei-
nander anzugleichen.

Thomas Rapp,  

 t.rapp@rappwagner.de,   

 www.mit-bw.de  

BrüggemannChemical
L. Brüggemann
Kommanditgesellschaft
Salzstraße 131 · D-74076 Heilbronn   
Tel. 07131 1575-0
info@brueggemann.com

BrüggemannChemical U.S., Inc.
15 Reese Avenue, Suite 200
Newtown Square, PA 19073, USA 

BrüggemannChemical Asia, Ltd.
8/F Cambridge House
Taikoo Place, 979 King‘s Road
Island East, Hong Kong 

BrüggemannAlcohol Heilbronn GmbH
Salzstraße 131 · D-74076 Heilbronn
Tel. 07131 1575-803
alcohol.heilbronn@brueggemann.com

www.brueggemann.com

MITTELSTAND – LOKAL UND GLOBAL
Ob in Papier, Autoreifen, Textilien, Kosmetik oder Kunststoff en – Produkte der 
Brüggemann-Gruppe sind bei der Herstellung einer großen Bandbreite von 
Alltagsgegenständen und Gebrauchsartikeln im Einsatz. 

Industriechemikalien, Kunststoff additive und Alkohole bilden die drei Standbeine, auf denen 
der Erfolg der L. Brüggemann KG fußt. Kunden in aller Welt vertrauen auf die Zuverlässigkeit, 
typisch mittelständische Flexibilität und innovativen Produktlösungen des Unternehmens, das mit 
rund 170 Mitarbeitern am Stammsitz Heilbronn nicht nur produziert, sondern auch Forschung 
und Entwicklung betreibt. Internationale Ausrichtung - unterstrichen durch Niederlassungen 
in den USA und Hongkong -  und kompromissloses Qualitäts- und Umweltmanagement sind 
selbstverständlicher Bestandteil der Firmenkultur.

Anzeige_MIT_2011.indd   1 31.01.11   15:39
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„Steuern und Sozialabgaben – Fundament der staatl. Gemein-
schaft oder doch einfach nur ungerecht?“

Wettbewerb ja,  
Steuerdumping nein!

Wenn wir heute von internationalem Wett-
bewerb sprechen, dann mögen manche an 
die Olympischen Spiele denken. Anderen 
kommen aber vor allem innovative Produk-
te oder eben Lohnkosten und Infrastruktur 
in den Sinn. Denn so wie einzelne Unter-
nehmen mit ihrem Angebot im Wettbewerb 
stehen, so konkurrieren auch Länder um 
Investitionen und die Ansiedlung neuer 
Unternehmen. Dieser Standortwettbewerb 
wird nicht nur durch Glasfaserkabel oder 
Universitäten entschieden. Da unterschied-
liche Staaten meist über sehr verschiedene 
Rechts- und Steuersysteme verfügen, ist 
ein internationaler Wettbewerb der Steuer-
systeme entstanden. 
Innerhalb der Europäischen Union betrifft 
dieser Steuerwettbewerb aufgrund der 
Waren- und Kapitalverkehrsfreiheit be-
sonders die Unternehmenssteuern. Mit-
gliedstaaten können durch die Anpassung 
ihrer Steuersysteme entsprechende Stand-
ortvorteile erzielen und so für Unter-
nehmen attraktiver werden. Vor diesem 
Hintergrund ist die Steuerdebatte, obwohl 
sie rein rechtlich vor allem eine nationale 
Domäne ist, mittlerweile auch eine euro-
päische geworden. Es stellt sich die Frage, 
wie dieser Steuerwettbewerb – wenn nicht 
global, dann doch zumindest innerhalb der 
EU – für alle fair gestaltet werden kann. Ins-
besondere die angemessene Besteuerung 
großer, multinationaler Unternehmen steht 
dabei im Fokus. Das Problem ist nicht trivial: 
Durch die Steuervermeidung von Groß-
konzernen entgehen den EU-Staaten pro 
Jahr zwischen 50 und 70 Milliarden Euro. In 
Deutschland entsprechen die geschätzten 
jährlichen Steuerverluste beispielsweise in 
etwa der Höhe des gesamten Bildungsetats 
im Bundeshaushalt!
Doch welche Maßnahmen sind möglich und 
welche angemessen? Grundsätzlich ver-
fügen die EU-Mitgliedstaaten über steuer-
liche Souveränität. Es steht ihnen generell 
frei, ihre Steuersysteme so zu gestalten, wie 
sie es als angemessen erachten. Diese Frei-

heit und den daraus resultierenden Wett-
bewerb gilt es aus meiner Sicht zu erhalten. 
Die Besteuerung ist nur ein Aspekt eines 
europäischen Wettbewerbs der Standorte 
und wir können uns dieser Konkurrenz stel-
len. Sie stärkt langfristig die Wettbewerbs-
fähigkeit am Standort Deutschland. Voraus-
setzung dafür ist jedoch ein faires Spiel der 
Kräfte. Dazu müssen wir die erkennbaren 
Probleme in der Steuerpolitik anpacken. Er-
laubt sei beispielsweise folgender Gedanke: 
Wenn ein Land seine Unternehmenssteuern 
künftig unterhalb eines zuvor gemeinsam 
vereinbarten Korridors ansetzt, verzichtet 
es offenbar freiwillig auf Einnahmen. Kann 
ein solches Land dann gleichzeitig Förder-
mittel der EU beantragen? Derartige Ideen 
sollten wir zumindest diskutieren. Schon 
jetzt wäre aus meiner Sicht zumindest eine 
Harmonisierung der Steuerbemessungs-
grundlage für Unternehmen ein wichtiger 
Schritt hin zu fairem Wettbewerb in Europa. 
Bisher stoßen derartige Anläufe jedoch auf 
großen Widerstand. Hier gilt es, mit Geduld 
und Ausdauer weiter die sprichwörtlichen 
dicken Bretter zu bohren. 
Erfreulich ist aus meiner Sicht, dass andere 
Themen schon heute prominenter auf der 
europäischen Tagesordnung vertreten sind. 
Zur Bekämpfung des innergemeinschaft-
lichen Mehrwertsteuer-Betrugs, der laut 
Interpol jährliche Steuerverluste von 40-60 
Milliarden Euro verursacht, hat das Europäi-
sche Parlament in dieser Legislatur bereits 
einen Beschluss gefasst. Ebenso ist die Be-
kämpfung von aggressiver Steuerplanung, 
Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und 
Steuervermeidung eine Priorität des Euro-
päischen Parlaments. Insbesondere die 
Zusammenarbeit zwischen den nationalen 
Steuerbehörden muss gestärkt werden. 
Wenn wir wollen, dass Unternehmens-
steuern primär dort gezahlt werden, wo 
die tatsächliche Wertschöpfung geschieht, 
müssen wir in Deutschland und Europa 
unsere Hausaufgaben machen. Wenn uns 
dies glaubwürdig gelingt, können wir auch 

auf globaler Ebene entsprechende Forde-
rungen stellen. 
Ich bin zuversichtlich, dass wir in diesen 
Fragen Fortschritte machen und letzt-
lich akzeptable Wettbewerbsverhältnisse 
innerhalb der EU schaffen können. Voraus-
setzung dafür ist die Bereitschaft aller zu 
sachlichen Diskussionen und Kompromis-
sen. Wir Deutschen tun gut daran, diese 
Debatten konstruktiv mitzugestalten, an-
statt uns mit erhobenem Zeigefinger an die 
Seitenlinie zu stellen. 

Rainer Wieland MdEP, 

 rainer.wieland@ep.europa.eu,  

www.mdep.de  

Schwerpunkt

Rainer Wieland MdEP

Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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Professionell tagen ...

Europa-Park Arena, multifunktionale Event- & Medienhalle 

den Abend genießen ... und traumhaft übernachten.Spaß haben ...

23.11.2018 - 09.02.2019 | www.europapark.de/dinnershow

                                   ...wir machen
 CONFERTAINMENT!

Sprechen Sie uns an –  wir freuen uns über Ihr Interesse:
confertainment@europapark.de ·  www.confertainment.de

Europa-Park-Str. 2 ·  77977 Rust ·  Telefon +49 7822 77-14400

  30 Räumlichkeiten von 26 bis 3.000 qm 
für 10 bis 5.000 Personen

 Insgesamt mehr als 13.000 qm 
Veranstaltungsfl äche

  Vielfältiges Raumangebot in 
themenorientiertem Ambiente

 Große Auswahl an Unterhaltungsangeboten

 Spannende Incentive-Möglichkeiten

 950 Zimmer und Suiten in den fünf 
4-Sterne-(Superior-)Hotels des Europa-Park

 Vielzahl an Restaurants, Bars, Bistros, 
ein Wein- und ein Brauereikeller

 Wellness- und SPA-Bereiche

 18-Loch-Meisterschafts-Golfplatz

 Kompetente Beratung, Organisation und 
Service, persönliche Eventbetreuung

 Andere machen
          Tagungen…   

                                   ...wir machen

          Tagungen…   

EP18_AI_149_MIT_CDU_BW_A4 (1).indd   1 14.09.18   09:10
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Nr. A 01 
Antragsteller: MIT Landesverband Baden-Württemberg

Der Landesparteitag möge folgenden Antrag beschließen: 

Mehr Unternehmertum durch weniger  
staatliche Inpflichtnahmen

1. Dass die Inpflichtnahmen der Unternehmer durch die 
Bundesrepublik Deutschland (im Folgenden der Staat) 
/ Baden-Württemberg (im Folgenden das Land) wissen-
schaftlich erfasst und in einer Studie niedergeschrieben 
werden.

2. Dass eine Gesetzesinitiative vorbereitet wird. Ziel des Ge-
setzes ist es, dass die Inpflichtnahme von Unternehmen 
durch den Staat / das Land zukünftig reduziert wird. Ein 
Reduktionsziel von 20% der kostenmäßigen Belastungen 
über die nächsten vier Jahre wird festgeschrieben. Bei 
jeder neuen Regulierung gilt zudem mindestens die „One 
in – One out“- Regel. Es ist darauf zu achten, dass die finan-
ziellen Belastungen der neu eingeführten Regel und der 
entfallenen Regel paritätisch sind. 

3. Dass der Staat / das Land die entstandenen Kosten durch 
die – über den Status Quo und nach Ablauf von vier Jah-
ren über das Reduktionsziel hinausgehende - Inanspruch-
nahme gegenüber den Unternehmen finanziell ausgleicht. 
Der Ausgleich bemisst sich an dem Aufwand, der zur Er-
füllung der Pflicht entsteht. Eine Kostentragungspflicht 
entsteht dann, wenn bei der Anwendung der „One in – One 
out“- Regel eine Mehrbelastung für Unternehmen entsteht 
oder wenn nach Ablauf von 4 Jahren das Reduktionsziel 
nicht erreicht ist.

4. Dass vor jedem Erlass eines Gesetzes ein ex ante-Gesetzes-
Vollzugs-Check durchgeführt, um die Belastung auf das ab-
solut Notwendige zu reduzieren.

5. Dass die CDU Baden-Württemberg diesen Antrag gleich-
lautend mit den Punkten 1 bis 4 und der dazugehörigen 
Begründung auf dem Bundesparteitag im Dezember 2018 
an die CDU Deutschland stellt, um die entsprechende Um-
setzung auch auf der Bundesebene der CDU zu beantragen. 

Begründung:

Antrag zu 1. 
Die Belastung der Unternehmen durch den deutschen Staat 
und das Land Baden Württemberg soll in einer wissenschaft-
lichen Studie erfasst werden. Ziel der Studie ist die Erfassung 
und Kostenschätzung der staatlichen Inpflichtnahmen. 

Antrag zu 2. 
Es sind sich alle Beteiligten einig, dass die staatlichen In-
pflichtnahmen begrenzt werden müssen. Aufgrund der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung gem. Art. 20 Abs. 3 GG ist 
es erforderlich, dass die Politik eine Gesetzesgrundlage für 
ein Gesetz zur Begrenzung der staatlichen Inpflichtnahmen 
schafft. Der Parteitag beauftragt daher eine Kommission  
einen Gesetzesentwurf anzufertigen. 
Die Summe der einzelnen Inpflichtnahmen stellt eine zu große 
Belastung dar. Daher muss der Staat / das Land sich eine 
Selbstbegrenzung auferlegen. Ziel dieser Selbstbegrenzung 
ist es, dass für jede neu eingeführte staatliche Inpflichtnahme 
eine bisherige Inpflichtnahme entfällt. Zudem führt die Rea-
lisierung des Reduktionsziels zu einer deutlichen Entlastung 
der Wirtschaft. Die Verankerung einer sogenannten „One in 
- One out“ Regel sowie des Reduktionsziels werden in einem 
neu eingeführten Gesetz realisiert. 

MIT Land
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Gewerbebau · Verwaltungsbau · Stahlhochbau · Sonderkonstruktionen

Mit Stahlbau zu effizienten Lösungen am Bau
Unsere  Kernkompetenz sind Tragwerks kons truk  tionen im  
klassischen Stahlbau sowie die Erstellung schlüsselfertiger 
Industrie- und Gewerbeobjekte

Für uns ist anspruchsvoller Stahlbau Herzenssache – 
und der optimale Weg zu attraktiven Stahlbau-Lösungen.

Wir bauen ausgezeichnete Industrie- und 
Gewerbeojekte – mit besten Referenzen und 
30 Jahren Erfahrung

Industriebau Bönnigheim 
GmbH+Co.KG
Industriestr. 18
74357 Bönnigheim
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Antrag zu 3. 
In dem Gesetz zur Reduzierung der staatlichen Inanspruch-
nahme der Wirtschaft ist des Weiteren eine gesetzliche Ver-
ankerung zu realisieren, indem eine Ausgleichentschädigung 
für die staatliche Inanspruchnahme verifiziert wird. Der Staat 
/ das Land muss durch die der Wirtschaft auferlegten Pflich-
ten endlich einen Ausgleich gewähren. Die Wirtschaft er-
kennt zwar an, dass sie den Staat / das Land bei der Erfüllung 
von Aufgaben unterstützen muss. Gleichzeitig muss der Staat 
/ das Land jedoch für die ersparten Aufwendungen seiner-
seits und für die Aufwendungen der Unternehmer anderer-
seits aufkommen. Diese Regel zur Kostenerstattung gilt nur, 
wenn die Gesamtbelastung der Wirtschaft durch neue Regeln 
sich gegenüber dem Status Quo und nach Ablauf von 4 Jahren 
gegenüber dem Reduktionsziel erhöht.

Antrag zu 4.
Zur Bürokratiekostensenkung ist ein effizienter Gesetzes-
vollzug notwendig. Daher muss vorab geprüft werden, welche 
Aufgaben in welcher Häufigkeit und Anzahl bei dem Norm-
adressaten entstehen. Sinnvoll ist die Einrichtung eines Test-
labores. Durch die Erkenntnisse kann noch im Rahmen der 
Gesetzgebung eine wirtschaftsfreundliche Optimierung der 
Gesetze erfolgen.

Votum der  CDU Antragskommission:
Erledigt

Hohner – 
Druckweiterverarbeitungs-Anlagen 

Flexible Lösungen für Ihre Vielfalt?  Hohner – perfection in postpress

Hohner Maschinenbau GmbH
Gänsäcker 19
D-78532 Tuttlingen
Germany

Phone  +49 74 62/94 68 - 0
Fax +49 74 62/94 68  20
info@hohner-postpress.com
www.hohner-postpress.com

Egal, ob Sammelhefter, DIGI-Finisher, Foldnak Broschüren-

Fertiger, kleine Drahtheftmaschinen oder Schmalheftköpfe! 

Mit Hohner Anlagen bleibt die Produktion in der 

Druckweiterverarbeitung auf lange Sicht erweiterbar 

und anpassungsfähig. Denn bei  Hohner ist Flexibilität 

mehr als nur ein Wort.

... 360° Flexibilität

MIT Land

          DeutschlanDs sinnlichster  

      BaDetempel 
         liegt zwischen stuttgart unD Karlsruhe 

75323 BaD wilDBaD | tel. 07081/303-0 | www.palais-thermal.De

lay anz pt badetempel 90x130.indd   2 21.02.14   12:49
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Nr. A 02  
Antragsteller: MIT Bezirksverband Südbaden  

Der Landesparteitag möge folgenden Antrag beschließen: 

Sofortabschreibung für 
alle mit Diesel betriebenen 
Fahrzeuge und Maschinen   

Die Diskreditierung der Dieselfahrzeuge hat enorme Wertverluste zur Folge. Bei 
Dieselfahrzeugen im Betriebsvermögen müssen die Buchwerte durch Teilwert-
abschreibungen gem. § 6 Abs. 1 Satz 2 EStG, korrigiert (reduziert) werden. Auf 
entsprechende Maschinen strahlt das ab. Hohe Steuerausfälle sind die Folge. 
Bundesregierung und Landesregierung werden aufgefordert, die hohen Steuer-
ausfälle und daraus die Belastungen für den Bundes- und Landeshaushalt sofort 
zu ermitteln, offen und nachvollziehbar mitzuteilen.

Begründung:
 
Lt. dem zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt-Bundesamtes –  
Stand 01.01.2018 – gibt es von 63.713.451 Fahrzeugen in Deutschland u.a.

15.225.296 PKW’s mit Dieselantrieb 
 (> 60 % = gewerbliche Halter)
3.031.139 Lastkraftwagen
2.204.482 Zugmaschinen
79.438 Kraftomnibusse.

Insgesamt stehen damit mehr als 14,4 Millionen dieselgetriebene Fahrzeuge in 
den Büchern der Unternehmen, deren Anschaffungskosten bisher ratierlich ab-
zuschreiben sind. Die nichtzulassungspflichtigen dieselgetriebenen Maschinen 
(Bagger, Baumaschinen, etc.) kommen hinzu. 
„Ist der Teilwert aufgrund einer voraussichtlich dauernden Wertminderung 
niedriger, so kann dieser angesetzt werden.“ (§ 6 Abs. 1 S. 2 EStG). Das „Kann“ 
ist eine Pflicht, die entsprechenden Teilwertabschreibungen vornehmen zu 
müssen.
Die aktuelle Diskreditierung des Diesels ist eine ‚voraussichtlich dauernde Wert-
minderung‘ und hat damit unmittelbare Auswirkungen auf die Buchwerte, ins-
bes. des Fuhr- und Maschinenparks der Unternehmen. Die Gewinne und damit 
die Ertragssteuern der Unternehmen sinken markant, hohe Steuerausfälle sind 
die Folge. 
Die Höhe und die Auswirkungen dieser Steuerausfälle auf die öffentlichen Haus-
halte blieben bisher unbeachtet.
Die Werteverluste und die negativen Auswirkungen auf das Eigenkapital bzw. 
die EK-Quote sind ebenfalls erheblich. Sie haben die Unternehmer – unver-
schuldet – selbst und alleine zu tragen. 
(Weitere Begründungen und Beispiele mündlich!)

Votum der CDU Antragskommission:
Ablehnung

MIT Land
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Nr. A 03 
Antragsteller: MIT Bezirksverband Südbaden

Der Landesparteitag möge folgenden Antrag 
beschließen: 

Vertragsfreiheit unter 
mündigen Bürgern      

Künftig soll die Vertragsfreiheit unter mündigen Bürgern wie-
der erleichtert bzw. gefördert werden. Die Eingriffe des Gesetz-
gebers in diese Freiheit muss zurückgeführt werden

Begründung:

Die schleichende Entmündigung von wahlberechtigten, 
volljährigen Bürgern in den letzten Jahren zeigt aktuell un-
erwünschte Wirkungen.
Überregulierung, Kompetenzgerangel im Zuständigkeits-
bereich, Strangulieren jeglichen eigenverantwortlichen Den-
kens und Handelns sind die Folge.
Selbst die Nutzung und Beschaffenheit von Handtüchern im 
Büro bedarf einer Richtlinie und gibt Vorgaben, die vor Ort für 
Diskurs sorgen. Ebenfalls sei an die vermeintlichen Belehrungen 
bei dem Abschluss von Versicherungen erinnert, die oft weder 
lesbar noch verständlich sind.  
Wir brauchen wieder Raum für Eigeninitiative und Eigenver-
antwortung, fordern eine Kultur des Umdenkens und wollen 
eine Rückkehr zu mehr Vertragsfreiheit und eigener Kompetenz, 
sei es beim Mietrecht, dem Arbeitsrecht, dem Verbraucher-
schutzrecht, usw., kurz: das gesamte Zivil- und Privatrecht darf 
dem mündigen Wähler und Bürger nicht weiterhin den Verstand 
absprechen.  

Votum der  CDU - Antragskommission:
Erledigt

MIT Land
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Nr. A 04  
Antragsteller: MIT Bezirksverband Südbaden 

Der Landesparteitag möge folgenden  
Antrag beschließen: 

Wirtschaftliche 
Betätigung der 
Kommunen und  
Gemeinden aus-
schließlich im Rahmen 
der Daseinsvorsorge

Der Landtag und die Landesregierung von Baden-Württemberg 
werden aufgefordert, in der Gemeindeordnung und der Land-
kreis Ordnung Baden-Württemberg klar und unmissverständ-
lich gesetzlich zu verankern, dass die wirtschaftliche Betätigung 
der Kommunen und Landkreise ausschließlich im Rahmen der 
Daseinsvorsorge erlaubt ist

Begründung:
Jede wirtschaftliche Betätigung einer Gemeinde/Landkreis steht 
in Konkurrenz zu den mittelständischen eigentümerbetriebenen 
Handwerks-Produktions-und Dienstleistungsunternehmen.
Einen fairen Wettbewerb zwischen der öffentlichen Hand und 
der Privatwirtschaft kann es nie geben.
Schon der privilegierte Zugang der öffentlichen Hand zu 
Finanzierungsquellen führt zu ungleichen Startbedingungen. 
Die öffentliche Hand wird nicht geratet. Sie geriert sich als un-
endlich schuldentragfähig.
Der öffentlichen Hand fehlt es an wirtschaftlicher Erfahrung. 
Wo soll sie auch herkommen? Es gehörte nie zu den originären 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, sich wirtschaftlich zu 
betätigen. 
Der öffentlichen Hand fehlt das Erlebnis der unmittelbar 
persönlichen Verantwortung für das Betriebsergebnis.
Üben auf Kosten des Steuerzahlers ist Ressourcenver-
schwendung und deshalb unsozial.
Wohlstand und Fortschritt sind durch Arbeitsteilung ent-
standen. Deshalb soll die öffentliche Hand verwalten und die 
Betriebe sollen wirtschaften.
Die Beteiligungsberichte der Kommunen haben Buchcharakter. 
Der öffentlich-rechtliche Wirtschaftssektor muss schrumpfen. 
Entflechtung ist angesagt!

Votum der  CDU-Antragskommission:
Erledigt durch Regelungen des §102, Abs. 1 GemO

(1) Die Gemeinde darf ungeachtet der Rechtsform wirtschaft-
liche Unternehmen nur errichten, übernehmen, wesentlich er-
weitern oder sich daran beteiligen, wenn
1. der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt,
2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem an-

gemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
und zum voraussichtlichen Bedarf steht und

3. bei einem Tätigwerden außerhalb der kommunalen Daseins-
vorsorge der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich 
durch einen privaten Anbieter erfüllt wird oder erfüllt wer-
den kann.

MIT Land
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Wer zu spät kommt, den straft der Wähler

Anträge der MIT beim 
Landesparteitag am 
21./22. September  
in Rust

Im betrieblichen Alltag werden Unternehmer und Arbeit-
nehmer mit ständig wechselnden Anforderungen und Vor-
gaben, deren Sinnhaftigkeit sich mitunter nicht erschließt 
bzw. deren Umsetzung in der Praxis gar unmöglich er-
scheint, konfrontiert. Um diesem Schatz an Erfahrungen 
und Verbesserungsmöglichkeiten Ausdruck zu geben, agiert 
die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung (MIT) auf 
verschiedenen Ebenen. Im direkten Gespräch, durch Vor-
träge, Gedankenaustausch, Dialog oder: durch Anträge bei 
Parteitagen. 
Es geht hierbei nicht darum, sich selbst ins Gespräch zu brin-

gen, sondern den steuerzahlenden Bürgern zu signalisie-
ren, eure Anregungen und Klagen werden nicht nur gehört, 
weitergegeben und beraten, sondern es tut sich auch was. Es 
geht nicht um Selbstdarstellung, sondern um Inhalt. 
Vor diesem Hintergrund waren die anwesenden Mittel-
ständler beim letzten Landesparteitag nicht nur etwas irri-
tiert, wie manche Anträge behandelt wurden, sondern traten 
gar enttäuscht den Heimweg an. Man will schließlich seine 
spärliche Freizeit nicht damit verbringen, eine Lehrstunde zu 
erhalten, in der dem mündigen Bürger die Welt erklärt und 
Inhalte vom „Tisch“ gefegt werden. 
So lange der Gemeinderat selbst die Entscheidung darüber 
trifft, ob eine wirtschaftliche Betätigung durch den Mit-
bewerber auf dem Markt, der privaten Wirtschaft, erledigt 
werden kann, greift eben die Regelung des § 102 der Ge-
meindeordnung nicht. Der Gemeinderat hat keinerlei ver-
fahrensrechtliche Vorgaben, denen er unterliegt und einen 
Antrag hierzu zu stellen, bedeutet nicht, dass man juristisch 
unterbelichtet oder gar von vorgestern ist.
Die vermeintlich neue Modalität bei der Abrechnung der 
Sozialversicherungsbeiträge war bereits sechs Wochen nach 
Einführung der Vorfälligkeit im Jahre 2006 so vorgeschlagen 
worden. Somit bedarf es keiner weiteren Worte, wie lang der 
Weg vom praktischen Vorschlag der ausführenden Betriebe 
bis zu seiner politischen Umsetzung ist.
Angesichts des aktuellen Arbeitnehmermarktes stimmt es 
dann etwas versöhnlicher, wenn die Möglichkeit steuerfreier 
Jubiläumszuwendungen an Arbeitnehmer aufgegriffen wird. 
Wer nicht erst seit gestern in der Wirtschaft agiert, weiß 
noch gut, dass dies früher auch bei der Zahlung von Weih-
nachtsgeld so geregelt war. 
Die Nicht-Auseinandersetzung mit dem Werteverlust von 
Dieselfahrzeugen und Maschinen wird durch die Ablehnung 
des Antrages sicherlich nicht erledigt sein. Immense Ausfälle 
bei den Steuereinnahmen werden kommen, Auswirkungen 
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auf die Eigenkapitalausstattung der Betriebe sind unver-
meidlich und es bleibt der MIT dann nur übrig, darauf hin-
zuweisen, dass dieses „Über-den-Tellerrand-hinaus-Schauen“ 
bereits Thema war. Ein kleiner, wenn auch schwacher Trost.
Der Widerspruch zwischen der Haltung, Bargeld tendenziell 
zurückzudrängen (beginnend mit der Abschaffung des 500 
€ Scheins) und der gleichzeitigen Aufforderung an die Bür-
ger, eine gewisse Vorratshaltung (Lebensmittel und Bargeld 
in verschiedenen Stückelungen vorzuhalten) zu praktizieren, 
wurde nicht aufgelöst. Der nächste Black-Out beim Strom 
wird kommen und nicht nur die Bundesbahn besteht dann 
ausschließlich auf Barzahlung vor Ort. Nicht das „Soll“ von 
Bargeld ist hierbei entscheidend, sondern das „Muss“. Die 
mangelnde Klarheit im Bekenntnis zu diesem Zahlungsmittel 
wird in naher Zukunft noch Wirkung zeigen.
Vertragsfreiheit unter mündigen Bürgern wird immer mehr 
durch Eingriffe des Staates eingeschränkt. Es sollte jedem, 
der wahlberechtigt und Steuer zahlend ist, auch zugebilligt 
werden, dass er des eigenständigen Denkens mächtig ist. 
Wer nicht infantil ist, kann abschätzen und verantworten, 
ob er eine Wohnung zu diesem Preis mieten will oder welche 
Speisen er im Restaurant zu sich nimmt. Falsch verstandener 
Schutz weniger kann die Freiheit vieler einschränken.  
Wer allen Ernstes der Auffassung ist, dass durch die „One in – 
One out“-Regelung oder die Einführung des Normenkontroll-
rates auf Landes- und Bundesebene die Entbürokratisierung 
bereits erledigt ist, entkräftet nicht den häufig zu hörenden 
Vorwurf der Realitätsferne. Unternehmen sind nicht der ver-
längerte Schreibtisch des Staates, die tägliche Steigerung 
betriebsfremder und unentgeltlicher Dienstleistungen gilt es 
einzudämmen. Ob Statistik, Betriebsrentenstärkungsgesetz,  
Datenschutz oder Verbraucherschutz – Betriebe  führen 
weiter ein Dasein als Reparaturbetrieb politischer Fehlein-
schätzungen. Dinge, die auf den Weg gebracht wurden, ohne 
die Folgen hinreichend und kompetent abzuschätzen (vgl. 
Elena), dürfen nicht denen Kosten verursachen, die zusätz-
lich noch Steueraufkommen generieren sollen. 
Festzustellen bleibt, dass die Qualität einer politischen Ver-
anstaltung sich nicht in der Anzahl der Anträge und den 
Empfehlungen der Antragskommission erschöpfen sollte, 
sondern in greifbaren Ergebnissen und der Wertschätzung 
der Anliegen. „Durchnudeln“ statt „Durchdenken“ ist zwar 
auch eine Herangehensweise, aber sicherlich nicht zukunfts-
fähig. Was nützen Zuhörertouren, wenn an anderer Stelle die 
Anliegen der Mitglieder ignoriert oder abgekanzelt werden? 
Wer sich selbst genügt, bleibt unter sich. Ruhiges Fahrwasser 
versus kraftvoller Start in die Zukunft.

Inhaltliche Auseinandersetzung mit unterschiedlichen 
Standpunkten ist zunächst sicher unbequem, aber wem an 
der Sache liegt, verlässt auch die Komfortzone. Es sollte die 
Maxime gelten, Positionen zu besetzen und nicht allein auf 
Posten zu spekulieren. Lemminge sind out, nur mündige und 
des Denkens mächtige Bürger können Zukunft gestalten. 
Dies sollte auch in den eigenen Reihen geschätzt und an-
erkannt werden. Der Mut, Dinge auch mal zu ändern, kann 
nicht verordnet, nur vorgelebt werden. 
Denn es gilt: wer zu spät kommt, den straft der Wähler… und 
das ist der gemeinsamen Sache nicht dienlich. 

Ruth Baumann,  

Bezirksvorsitzende MIT Südbaden,   

r.baumann@baumann-co.de,                              

 www.mit-bw.de  
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Auszeichnung für Handwerk mit Mundwerk – 

Ruth Baumann erhält die silberne Ehrennadel 
des Baden-Württembergischen Handwerkstags

Im Rahmen der diesjährigen Landesver-
bandstagung der Unternehmerfrauen 
im Handwerk (ufh) Baden-Württem-
berg e.V. in Karlsruhe wurde Ruth Bau-
mann mit der silbernen Ehrennadel 
des Baden-Württembergischen Hand-
werkstags (BWHT) durch den Haupt-
geschäftsführer Oskar Vogel und den 
Karlsruher Kammerpräsidenten Joachim 
Wohlfeil ausgezeichnet. 
Als Mitglied des Landesvorstandes und 
Vorsitzende des Bezirksverbandes Süd-
baden der MIT ist sie für ihre klare Spra-
che und engagiertes Auftreten, wenn es 
um die Interessensvertretung von klein- 
und mittelständischen Betrieben geht, 
bekannt. Dinge auf den Punkt zu bringen, 
ernste Anliegen humorvoll zu verpacken, 
weiß man nicht nur im Mittelstand und 
Handwerk zu schätzen, sondern findet 
auch zunehmend Gehör in der Politik. 
Ruth Baumann gelingt es hierbei immer 
wieder, über Parteigrenzen hinweg, für 
die steuerzahlende Basis, unabhängig ob 
Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerseite, 

als Sprachrohr zu fungieren. Dies zeig-
te sich auch durch ihre Nominierung für 
die Bundesversammlung bei der Wahl 
von Bundespräsident Gauck. Obwohl 
schwarz-grün im Ländle noch nicht greif-
bar war, hatten sich beide Fraktionen auf 
sie als Kandidatin geeinigt. Trockener 
Kommentar von der Landesvorsitzenden 
der Unternehmerfrauen im Handwerk: 
„Das Handwerk war seiner Zeit schon 
immer voraus, vielleicht auch in diesem 
Fall“.  
Wir gratulieren unserer Kollegin ganz 
herzlich und hoffen, dass sie ihren Weit-
blick und Humor behält und auch künf-
tig die richtigen Worte findet. 

Daniel Hackenjos  

Landesvorsitzender MIT B-W,   

info@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

(von links nach rechts: Oskar Vogel, BWHT Hauptgeschäftsführer, Ruth Baumann, Bezirksvorsitzende 
MIT Südbaden, Joachim Wohlfeil, Präsident der Handwerkskammer Karlsruhe 
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Diskussionsveranstaltung der 
Mittelstandsvereinigung  
Baden-Baden / Rastatt  
mit Minister Thomas Strobl

Digitalisierung 
erfordert Mut

Welche großen Chancen die Digitalisie-
rung entwickeln kann, wurde in einer Dis-
kussionsveranstaltung „Digitalisierung – 
Innovationskraft oder Bedrohung?“ der 
Mittelstandsvereinigung Baden-Baden/
Rastatt, die am 29. August in der Ge-
roldsauer Mühle in Baden-Baden statt-
fand, deutlich. Über 100 Interessierte 
folgten der Einladung der Mittelstands-
vereinigung. Der eine sieht die Digitali-
sierung als Chance, der andere verbindet 
mit ihr große Angst oder gar Bedrohung. 
Mit Thomas Strobl, stellvertretender 
Ministerpräsident, Minister für Inneres, 
Digitalisierung und Migration, der Ober-
bürgermeisterin von Baden-Baden, Mar-
gret Mergen, dem Hauptgeschäftsführer 
der IHK Karlsruhe, Dr. Guido Glania und 
Prof. Frank Widmayer von der Karlshoch-
schule in Karlsruhe konnten kompetente 
Ansprechpartner in Sachen Digitalisie-
rung gewonnen werden. 

„65 Prozent der Grundschüler werden 
Berufe ausüben, die es heute noch gar 
nicht gibt“
In ihrem Grußwort verwies Dr. Anemone 
Bippes, Vorsitzende der Mittelstandsver-
einigung Baden-Baden/Rastatt, auf die 

Bedeutung der Digitalisierung, die nahezu 
alle Wirtschafts- und Lebensbereiche neu 
ordne. Ob die Digitalisierung Innovations-
kraft oder Bedrohung sei, werde in weiten 
Teilen vor Ort entschieden. „Schnelles 
Internet, Mobilität, Online-Handel, moder-
ne Verwaltung – nur wenige Stichworte, 
die deutlich machen, vor welchen Heraus-
forderungen wir stehen. Die Digitalisie-
rung verändert grundlegend die Art und 
Weise, wie wir arbeiten und leben, wie wir 
konsumieren und kommunizieren. Die Di-
gitalisierung stellt vieles auf den Kopf. Auf 
die Veränderungen müssen wir uns vor-
bereiten. Schätzungen gehen davon aus, 
dass 65 Prozent der Grundschüler einmal 
Berufe ausüben werden, die es heute noch 
gar nicht gibt“, so Dr. Anemone Bippes.

Thomas Strobl: „Wir werden diese 
Chancen nutzen – beherzt und mutig“
In seinem Impulsreferat machte Digi-
talisierungs minister Thomas Strobl deut-

lich, dass der Schwerpunkt der Arbeit der 
Landesregierung auf der Digitalisierung 
liege. Das Land investiere dafür eine 
Milliarde Euro. Auch der letzte Schwarz-
waldhof werde an das schnelle Internet 
angeschlossen, ist sich Thomas Strobl 
sicher. Zentral für den Erfolg der Digita-
lisierung sei die digitale Infrastruktur, die 
Ausrüstung der Schulen und die Schulung 
des Lehrpersonals, die Online Digitalisie-
rung der Verwaltung sowie Sicherheits-
fragen. „Je mehr wir uns vernetzen, umso 
angreifbarer werden wir. Deshalb müssen 
wir uns schützen und benötigen dafür 
Regeln. Nur so schaffen wir auch Ver-
trauen in die Digitalisierung“, so Thomas 
Strobl. Die Landesregierung habe mit der 
Cyberwehr in Karlsruhe ein weltweit ein-
maliges Projekt gestartet – eine Anlauf-
stelle für Mittelständler, die von Cyber-
kriminalität betroffen sind. Das Projekt 
findet in Zusammenarbeit mit der IHK 
Karlsruhe statt. Baden-Württemberg, so 

Innenminister Thomas Strobl MdL, Dr. Anemone Bippes
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Thomas Strobl, solle digitale Leitregion in 
Europa werden. Nirgendwo stecke so viel 
Innovationskraft wie in Baden-Württem-
berg. „Die Digitalisierung ist eine große 
Chance, die Lebensqualität der hier le-
benden Menschen zu verbessern und 
den Wirtschaftsstandort zu stärken. Wir 
werden diese Chancen nutzen – beherzt 
und mutig“, so der Minister.

Zentrale Rolle der Kommunen bei der 
Digitalisierung 
In der anschließenden Podiums-
diskussion, die von Dr. Anemone Bippes 
moderiert wurde, unterstrich Margret 
Mergen, Oberbürgermeisterin der Stadt 
Baden-Baden, die zentrale Rolle der Kom-
munen bei der Digitalisierung. Auf ganz 
unterschiedlichen Ebenen stelle sich die 
Stadt den Herausforderungen der Digi-
talisierung. Margret Mergen berichtete 
über die Teilnahme ihrer Stadt am 
Landeswettbewerb „Digitale Zukunfts-
kommune@bw“. Als eine der „Gewinner-
kommunen“ wird Baden-Baden mit bis 
zu 45.000 Euro dabei unterstützt, eine 
Digitalisierungsstrategie zu entwickeln. 
Auch sei Baden-Baden derzeit bei der 
Ist- und Zukunftsanalyse mit dem Fraun-
hofer Institut Stuttgart. Weitere Projekte 
seien die bereits umgesetzte Kita-An-
meldung Online, die einheitliche Be-
hördennummer 115 als zentrale und kom-
petente Anlaufstelle für Anfragen an die 
Verwaltung, die überarbeitete, benutzer-
freundliche Webseite der Stadt. Projekte 
wie E-Akte, E-Rechnung und E-Vergabe 
seien im Kommen. Beim schnellen Inter-
net im Gigabereich gingen die Stadtwerke 
voran. Margret Mergen machte deutlich: 
„Es ist unser Ziel, die Verwaltung auf 

Vordermann zu bringen und im Sinne der 
Bürger zukunftsfähig zu machen.“

„Zukunft des stationären Handels 
 mit Einkaufserlebnissen und 
Beratungsqualität“
Naturgemäß ist auch die Industrie- und 
Handelskammer (IHK) von der Digita-
lisierung betroffen. Hauptgeschäfts-
führer Dr. Guido Glania erklärte, dass 
die IHK den Unternehmen in Sachen 
Digitalisierung und E-Commerce mit Ver-
anstaltungen als Ansprechpartner und 
in Weiterbildungen zur Seite stünde. 
Dem Handel vor Ort machte Dr. Glania 
Mut. Vor allem bei kleinen und mittel-
ständigen Betrieben werde die Digita-
lisierung als Herausforderung gesehen: 
„Wir müssen die Zukunft des stationären 
Handels durch die Schaffung von Ein-
kaufserlebnissen und Beratungsqualität 
stärken. Nur so kann man sich erfolg-
reich gegen die digitale Konkurrenz be-
haupten.“ Industrieunternehmen in der 

Region seien mit großem Engagement 
dabei, Industrie 4.0 umzusetzen und 
neue Produkte zu entwerfen. Im Bereich 
der künstlichen Intelligenz arbeite die 
IHK daran, Unternehmen Chancen auf-
zuzeigen, zu beraten und zu vernetzen.  

Baden-Württemberg hat alle Chan-
cen, eine digitale Vorreiterrolle 
einzunehmen  
Prof. Frank Widmayer verwies darauf, 
dass der Digitalisierungsprozess ge-
prägt ist durch Volatilität, Ungewissheit, 
Komplexität und Agilität, kurz VUKA. 
Es sei schwierig, so Widmayer, sich auf 
etwas vorzubereiten, von dem man nicht 
genau wisse, wie es am Ende aussehe: 
„Wir müssen uns mehr auf den Trans-
formationsprozess vorbereiten als auf 
das Ergebnis.“ Prof. Widmayer plädier-
te dafür, die künstliche Intelligenz als 
neues Hilfsmittel für den Menschen zu 
begreifen. Der Wandel müsse von der 
Unternehmensspitze ausgehen. Die Or-
ganisation in den Unternehmen und die 
Führungsstruktur stünden spätestens 
jetzt auf dem Prüfstand – mit Chancen 
für die Mitarbeiter. 
Die digitale Transformation – darin 
waren sich die Teilnehmer der Dis-
kussionsveranstaltung vor allem einig – 
erfordert Mut und die Bereitschaft für 
Veränderungen. Baden-Württemberg 
hat mit seinen Unternehmen und seinem 
starken Mittelstand alle Chancen, eine 
digitale Vorreiterrolle einzunehmen.  

Dr. Anemone Bippes,  

info@anemonebippes.de,  

www.mittelstand.bad.ra.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Dr. Guido Glania, Hauptgeschäftsführer IHK KA, Thomas Strobl, Innenminister, Dr. Anemone Bippes, MIT-Kreis-
vorsitzende, Prof. Frank Widmayer, Karlshochschule KA, Margret Mergen, Oberbürgermeisterin Baden-Baden.

Als weltweit führendes Technologie-Unternehmen mit Schwerpunkten in der

Blechbearbeitung, Lasertechnik und Elektronik glauben wir daran, dass man

Gutes immer noch besser machen kann. Dafür brauchen wir auch in Zukunft

einen Rahmen, in dem Begeisterung und Eigenverantwortung wachsen können:

die Soziale Marktwirtschaft.

www.trumpf.com
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MIT zu Gast bei Freunden

Sommerfest 
an der  
Bergstraße

Länderübergreifend arbeiten die MIT 
Kreisverbände in der Metropolregion 
Rhein-Neckar zusammen. Zahlreiche ge-
meinsame Veranstaltungen zeugen von 
einem erfolgreichen Miteinander. Hierzu 
gehört auch traditionell das gemeinsame 
Sommerfest bei den MIT Freunden im 
Kreis Bergstraße.

Beim diesjährigen Treffen in länd-
lich-idyllischer Atmosphäre wehte der 
Europäische Geist. Der Landesvorsitzende 
der Paneuropa-Union Hessen, Landrat 
a.D. Matthias Wilkes, beleuchtete unter 
dem Titel „Europäische Union – Chance 
oder Risiko für Bürger und Unternehmen?“ 
die aktuelle Rolle der Bundesregierung im 
europäischen Kontext mit intensiver Be-
trachtung der Ursachen und Auswirkungen 
der Deutschen Außen- und Europapolitik.
Beim anschließenden Get-together stand 
neben der Flüchtlingskrise und den da-
raus resultierenden Folgen für das Mit-
einander in Deutschland vor allem auch 
das länderübergreifende Netzwerken im 
Mittelpunkt. Denn Netzwerken ist nicht 
nur außerhalb der Partei, sondern gerade 
auch innerhalb notwendig, um der Stimme 
des Mittelstandes das nötige Gehör und 
Gewicht zu verschaffen. 
Mit Wehmut erfuhr die Delegation der 
MIT Mannheim, dass der Kreisvorsitzende 
der MIT Bergstraße, Werner Hartmann, 
bei den kommenden Wahlen nicht mehr 
kandidieren und das Amt des Kreisvor-
sitzenden in jüngere Hände legen wird.
„Ich danke Werner Hartmann für die sehr, 
sehr gute und konstruktive Zusammen-
arbeit in den letzten Jahren“, so der Mann-
heimer MIT Kreisvorsitzende Alexander 
Fleck, „ich habe mich immer auf ihn und 
seine Unterstützung verlassen können.“

Alexander Fleck,  

alexander-fleck@t-online.de,

www.mit-mannheim.de  

MIT zu Gast an der Bergstraße

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Main-Tauber-Kreis

MITtelstands- 
gespräche 
in der Stadt-
bücherei 
Weikersheim

Die „MITtelstandsgespräche“ in der Stadt-
bücherei Weikersheim zum Thema „Europa 
und die Welt im Umbruch – wie gefährdet 
ist der deutsche Mittelstand“ eröffneten 
Dr. Volker Treier, seines Zeichens stellv. 
Hauptgeschäftsführer des deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags und 
Christof Geiger (IHK-Geschäftsführer Bad 
Mergentheim/ Wertheim) jeweils mit Im-
pulsvorträgen zur regionalen Lage und zu 
den weltweiten Herausforderungen des 
deutschen Mittelstands. Knapp 90 inter-
essierte Gäste kamen, um die Impulsvor-
träge und die Diskussion der geladenen 
Redner und Podiumsgäste zu verfolgen. 
Als Diskutanten waren Prof. Dr. Wolf-
gang Reinhart, MdL  und Fraktions-
vorsitzender der CDU im Landtag von 
Baden-Württemberg, Dr. Volker Trei-
er, stellv. Hauptgeschäftsführer des 
deutschen Industrie- und Handels-
kammertags, Andreas Kreissl, geschäfts-
führender Gesellschafter der Ceracon 
GmbH und Weikersheims Bürgermeister 
Klaus Kornberger geladen.

Die Fragerunde startete mit Andreas 
Kreissl, der als auch in Großbritannien 
tätiger Unternehmer nach seiner Ein-
schätzung des Brexits als Gefahr für den 
deutschen Mittelstand gefragt wurde. 

Der Unternehmer appellierte an alle 
Beteiligten, das Kirchturmdenken der 
Regionen zu beenden und auf europäi-
scher Ebene wieder mehr zusammen-
zuarbeiten. Nur gemeinsam könne man 

Trump, Erdogan und Brexit wirbeln die bisher gekannte Ordnung durcheinander und schaffen allerorts 
ein Gefühl der Unsicherheit. Doch deutsche Mittelständler und deren Produkte sind begehrt wie nie zuvor. 
Mittelstandsvereinigungsvorsitzender Marcel Bauer lud deshalb zu den „MITtelstandsgesprächen“ in 
der Stadtbücherei Weikersheim zum Thema; „Europa und die Welt im Umbruch – wie gefährdet ist der 
deutsche Mittelstand“ ein.

Aus den Kreisen & Bezirken

HERTWECK Qualitätsprodukte.
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mit noch präziseren Werkzeugen.
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die Herausforderungen der heutigen 
Zeit bewältigen. Dies gelte vor allem für 
den Brexit oder den Fachkräftemangel in 
Deutschland, so Kreissl.
Dem schloss sich auch Prof. Dr. Wolf-
gang Reinhart, MdL an: „Europa und vor 
allem Deutschland darf bei den Heraus-
forderungen des demographischen Wan-
dels und des Fachkräftemangels nicht 
abgehängt werden. Die Landesregierung 
setzt hier vor allem auf die Bildung unse-
rer Kinder und verstärkt darauf, vor allem 
das Handwerk wieder attraktiver zu ma-
chen.“, lautete die zentrale Aussage des 
Landtagsabgeordneten.
Moderator Marcel Bauer wollte nun von 
Dr. Volker Treier wissen, wie lange der 
wirtschaftliche Aufschwung in Deutsch-
land noch anhält. Dieser äußerte sich 
weiterhin optimistisch und belegte 
seine Sicht der Dinge anschaulich mit 
einigen unterhaltsamen Anekdoten aus 
seinem Arbeitsalltag, aber auch mit be-
lastbaren Zahlen. „Deutschland wird auf 
der ganzen Welt für seinen Mittelstand 
beneidet. Er ist der Motor und das Rück-
grat unserer Wirtschaft. Aber wir müssen 
Sorge dafür tragen, dass das auch weiter-
hin so bleibt“, betonte Treier.
Auf die Frage, ob es in naher Zukunft 
trotz guter Steuereinnahmen Steuer-
erhöhungen geben wird, äußerte sich 
Klaus Kornberger optimistisch, was die 
Situation der Kommunen angehe. Derzeit 
gebe es keinen Grund, sich zu beklagen, 
so das Weikersheimer Stadtoberhaupt. 

Steuererhöhungen – wie sie von man-
chen Ministern gefordert würden -  er-
teilte er deshalb für die Weikersheimer 
Bürgerinnen und Bürger  und Gewerbe-
treibenden in der derzeitigen Situation 
eine klare Absage.
Die Gesprächsrunde streifte noch viele 
weitere Themen und so entwickelte 
sich eine Diskussion über knapp einein-
halb Stunden, bei der am Ende auch das 
Publikum seine Fragen an das Podium 
stellen konnte. Für Marcel Bauer war am 
Ende des Abends klar, dass eine solche 
Veranstaltung regelmäßig in Weikers-
heim, aber auch in anderen Städten des 
Main-Tauber-Kreises organisiert werden 
sollte. „Ich bin sehr zufrieden mit dem 
Verlauf, den Gästen und der Besucher-
anzahl der Veranstaltung. Der heutige 
Abend hat mir einmal mehr gezeigt, dass 
das Thema Mittelstand auf großes Inter-
esse stößt und dass wir auf dem richtigen 
Kurs sind.“
Ist der Mittelstand in Deutschland oder 
dem Main-Tauber-Kreis nun gefährdet? 
Das Gegenteil ist der Fall – allerdings nur, 
wenn dem Fachkräftemangel entgegen-
gewirkt wird und das Kirchturmdenken 
der Nationen und Regionen aufhört, so 
das Ergebnis der MITtelstandsgespräche 
der Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung Main-Tauber in Weikersheim.

Marcel Bauer,  

marcel.a.bauer@gmx.de,  

www.mit-main-tauber.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Das Podium der „MITtelstandsgespräche“ im Gespräch (von links nach rechts) Dr. Volker Treier, stellv. 
Hauptgeschäftsführer des deutschen Industrie- und Handelskammertags, Prof. Dr. Wolfgang Reinhart, 
MdL  und Fraktionsvorsitzender der CDU im Landtag von Baden-Württemberg, Moderator Marcel Bauer, 
Vorsitzender der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung Main-Tauber, Weikersheims Bürgermeister 
Klaus Kornberger und Andreas S. Kreissl, geschäftsführender Gesellschafter der Ceracon GmbH.
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MIT Sigmaringen, Hauptversammlung mit Wahlen

MIT- Mittelstands und Wirtschaftsver-
einigung der CDU, Kreisverband Sigmaringen

Die MIT Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung Kreisverband Sigmaringen 
hat bei ihrer Hauptversammlung
in der „Traube“ bisherige und neue Vor-
stands-Mitglieder gewählt. 
Kreisvorsitzende Margarete Reiser 
wurde mit voller Stimmenzahl in ihrem 
Amt bestätigt. Stellvertreter bleibt 
Achim Rieger, Schatzmeister bleibt Ju-
lius Winter, neu hinzugekommen ist im 
Amt des Schriftführers Harald Schmid,  
Pressereferent und Öffentlichkeits-
arbeit: weiterhin Adolf Knoll. Beisitzer im 
Vorstand: Klaus Reimann und neu Frau 
Dr.Stefanie Ullrich-Colaiacomo.
Kassenprüfer wie bisher Dr. Helmut 
Stiegler und Bernhard Single. Als De-
legierte zum Landesmittelstandstag in 
Rust im Okt. Julius Winter, Achim Rieger 
und Adolf Knoll.
Und als Delegierte zum Bezirksmittel-
standstag  im Juli 2019: Harald Schmit 
und Adolf Knoll.
 

 Adolf Knoll Presse Referent,  

adolf-knoll@t-online.de,  

www.mit-sigmaringen.de  

(Von links) Adolf Knoll, Klaus Reimann, Margarete Reiser, Dr. Stefanie Ullrich-Colaiacomo, Harald Schmid, Julius Winter, Dr. Helmut Stiegler und Achim Rieger

Aus den Kreisen & Bezirken
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Neuaufstellung der Mittelstandsvereinigung (MIT) Kreis Tübingen

Mitgliederversammlung mit 
Wahlen vom 22.09.2018

Die Mittelstandsvereinigung im Kreis Tü-
bingen traf sich am Samstag, 22.09. zum 
„unternehmerischen Frühschoppen“ im 
Mössinger „BäckStage“, um sich neu auf-
zustellen. Die Mitgliederversammlung 
hatte das Thema „Zeit für Steuer-
senkungen - Diskurs mit den Verteilungs-
phantasien im politischen Berlin“.
Auf ein Grußwort unserer Bundestags-
abgeordneten Staatsministerin An-
nette Widmann-Mauz, in welchem sie 
dem neuen Vorstand und Mitstreitern 
viel Schaffenskraft wünschte und sich  
auf eine gute Zusammenarbeit freute, 
wählte die Versammlung Falk W. Föll als 
Kreisvorsitzenden, Dr. Bernd Villhauer 
zum Stellvertreter und vertraute Giesela 
Raasch die Verbandskasse an. Delegierte 
und Vertreter des Kreisverbandes wer-
den neben den Vorständen Dr. Hans-Jür-
gen Hoheisel und Walter Germey sein.
Die MIT Kreis Tübingen setzt sich zum 
Ziel, parteiübergreifend neben Unter-
nehmen mit den anderen Interessen- und 
Unternehmerverbänden im Landkreis, 
Einrichtungen, wie auch mit dem Welt-
ethos-Institut zusammenzuarbeiten. Es 
geht um Austausch von Inhalten und 
Erfahrung. Die MIT wird sich mit den 

Themen unternehmerische Freiheit und 
Werte, naturverbundenes Wirtschaf-
ten, unternehmerischer Nachwuchs, 
Zukunft von Steuern und Vermögen, 
Digitalisierung, gesellschaftliche Steue-
rung, Einwanderung und Demographie 
beschäftigen.

Im Einzelnen:
-  Unternehmerische Werte in Zeiten 

globalisierter Wirtschaft
-  Wer verbessert wie die Welt? Sozia-

les Unternehmertum, Mäzenaten-
tum, kari ta tives Handeln

- Ethisches Wirtschaften und Gewinn  
orientierung

-  Weltbürgertum, europäische Identi-
tät und Heimatverbundenheit 

- Digitalisierung, gesellschaftliche 
Steuerung und unternehmerische 
Gestaltungsfreiheit

- Regulierung und unternehmerische 
Innovationskraft

- Steuersystem und wirtschaftliche 
Flexibilität

- Jungunternehmen und Markt-
zugangschancen im internationalen 
Vergleich (Deutschland, Israel, VR 
China, ggfs. weitere)

- Wie sichert sich Deutschland seinen 
unternehmerischen Nachwuchs?

-  Arbeitswelt, Generation Smart-
phone, Demographie und Migration

- Ausblicke zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung aus Sicht der verschiedenen 
Gesellschaftsbereiche (Verwaltung, 
Politik, einzelne Branchen)

Zunächst w ird die MIT Tübingen am 
Landesmitt elstandstag in Rust am 
19./20. Ok tober teilnehmen und erste 
Veranstaltungen planen.

Falk W. Föll,  

kanzlei@foell-international.de  

www.mit-tuebingen.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Falk W. Föll
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Deutscher Mittelstandspreis der MIT

Parlamentarischer Abend der MIT mit Verleihung 
des Deutschen Mittelstandspreises 2018

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung der CDU/CSU (MIT) hat 
in diesem Jahr Bundesministerin Julia 
Klöckner, das Handelsblatt sowie die 
Unternehmerin Emitis Pohl mit dem 
Deutschen Mittelstandspreis aus-
gezeichnet. Damit würdigte die MIT 
deren herausragendes Engagement für 
die Prinzipien der Sozialen Marktwirt-
schaft. Die Laudatoren waren Robert 
Habeck, Günther Oettinger und Gitta 
Connemann.

Die stellvertretende CDU-Vorsitzende 
und Bundesministerin für Ernährung 
und Landwirtschaft, Julia Klöckner, 
erhielt den Preis in der Kategorie Poli-
tik. Sie überzeugte die Jury durch ihre 
geradlinige marktwirtschaftliche Aus-
richtung und ihr Plädoyer für mehr 
Subsidiarität statt pauschaler Mehr-
zuwendungen durch den Bund. Die 
Laudatio hielt der Grünen-Vorsitzende 
Robert Habeck.
Als Preisträger in der Kategorie Ge-
sellschaft hat die Jury die Redaktion 
des Handelsblatts ausgewählt. Mit 

der Preisvergabe wurde die markt-
wirtschaftliche Ausrichtung der 
Wirtschaftszeitung gewürdigt. Die 
Jury-Vorsitzende und stellvertretende 
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Gitta 
Connemann begründete das Votum 
damit, dass sich die Programmatik Lud-
wig Erhards wie ein roter Faden durch 
die Berichterstattung des Handels-
blatts ziehe. Die Laudatio hielt der 
EU-Kommissar für Haushalt und Perso-
nal, Günther Oettinger.
In der Kategorie Unternehmen fiel die 
Entscheidung auf die Kölner Unter-

nehmerin Emitis Pohl. Sie kam mit 13 
Jahren als Flüchtling aus dem Iran nach 
Deutschland. 2007 machte sie sich mit 
einer Kommunikationsagentur selbst-
ständig. Emitis Pohl vereint nach An-
sicht der Jury unternehmerisches und 
gesellschaftliches Engagement. Gitta 
Connemann hob hervor, dass ihre Bio-
grafie ein beeindruckendes Zeugnis 
dafür sei, wie gelungene Integration 
zu unternehmerischem Erfolg füh-
ren könne. Connemann hielt auch die 
Laudatio.
Die Preisverleihung fand im Rahmen 
des Parlamentarischen Abends der MIT 
am Montag, 10. September 2018 im Al-
lianz-Forum in Berlin statt.

Ziel des Preises
Deutschland hat ein Erfolgsmodell 
und das heißt Soziale Marktwirtschaft.  
Nach ihren Prinzipien setzt die Politik 

Mitglieder der MIT Baden-Württemberg

(Von links) Daniel Hackenjos, Dr. Geier, Günther Oettinger, Julia Klöckner, Rolf Buttkus,  
Ulla Müller-Eisenhardt, Oliver Zander 
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den Rahmen so, dass Unternehmer 
und Gesellschaft unter Wahrung eines 
fairen Wettbewerbs und sozialer Inte-
ressen frei agieren können. Die MIT 
zeichnet dieses Engagement in jedem 
Jahr mit dem Deutschen Mittelstands-
preis aus. Je ein Akteur der Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft werden 
mit dem Preis geehrt und öffentlich 
hervorgehoben. Die Verleihung fin-
det im Rahmen des Parlamentarischen 
Abends der MIT im Herzen der Haupt-
stadt statt.

• Unternehmer schaffen Arbeits-
plätze und Wohlstand, sie geben 
gesellschaftspolitische Impulse und 
leisten einen Beitrag zum sozialen 
Frieden.

• Engagierte Akteure der Gesell-
schaft (etwa Journalisten, Perso-
nen aus Kultur, TV und Literatur, 
Wissenschaftler) tragen dazu bei, 
gesellschaftsrelevante Themen in 
den Fokus der Öffentlichkeit zu 
stellen und für Problemlagen zu 
sensibilisieren.

• Politiker müssen Antworten finden 
auf die Fragen der Zeit und den 
Worten auch Taten folgen lassen.

MIT Bund,  

info@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

MIT Bund

Bundesvorstandsmitglied Margarete Reiser in angeregter Unterhaltung mit anderen Besuchern

(Von links) Andreas Sobotta, Dorin Müthel-Brenncke, Ulla Müller-Eisenhardt, Angelika Harm

Wir fertigen Stanzteile und einbaufertige Baugruppen 
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Thomas Waidner GmbH – www.Waidner-Stanztechnik.de 

Kompetenz
in Metall

Partner der 
Industrie



31Ausgabe 8-2018

Neues vom EuGH zum Aus-
gleichsanspruch des Handels-
vertreters 

Bei der Beendigung von Vertrags-
beziehungen zwischen Unternehmern 
und Handelsvertretern sind Auseinander-
setzungen regelmäßig vorprogrammiert. 
Meist geht es um den Ausgleichsan-
spruch, der dem Handelsvertreter nach 
Vertragsbeendigung grundsätzlich dann 
zustehen kann, wenn er die Kündigung 
nicht zu vertreten hat und der Unter-
nehmer aus den vom Handelsvertreter 
vermittelten Vertragsbeziehungen 
weiterhin wirtschaftliche Vorteile erzielt. 
Oft liegen die Vorstellungen der Par-
teien über die Höhe der Abfindung, die 
dem Handelsvertreter auf Grund der 
europäischen Handelsvertreter-Richt-
linie zwingend und unabdingbar zusteht, 
weit auseinander. Ein weit verbreiteter 
Irrglaube ist in diesem Zusammenhang, 
dass sich der Ausgleichsanspruch grund-
sätzlich auf eine Jahresprovision belaufe, 
obwohl es sich hierbei auf der Grundlage 
des Durchschnitts der letzten 5 Jahre 
lediglich um die Höchstgrenze handelt. 
Neben der Vielfalt der Anspruchsvoraus-
setzungen liegt das Dilemma gerade in 
der Berechnung des Anspruchs, für die es 
keine gesetzlichen Regelungen gibt, die 
aber unter Beachtung von wenig prakti-
kablen Billigkeitserwägungen zu erfolgen 
hat.
Der Europäische Gerichtshof hatte aller-
dings in einem ihm durch den französi-
schen Gerichtshof vorgelegten Fall über 
die vorgelagerte Frage zu entscheiden, 
ob der Ausgleichsanspruch bei einer 
Kündigung während einer vereinbarten 
„Probezeit“ überhaupt zur Entstehungen 
gelangen kann. 
Der EuGH hat mit Urteil vom 19.04.2018 
(C-645/16) entschieden, dass Handels-
vertretern der Anspruch auf Ausgleich 
und auf Ersatz des erlittenen Schadens 
auch dann zusteht, wenn die Beendigung 
des Handelsvertretervertrags durch 
den Unternehmer während der „Probe-
zeit“ erfolgt. Der EuGH hält zunächst 
fest, dass die in der Richtlinie nicht ge-

regelte Vereinbarung einer Probezeit 
unter die Vertragsfreiheit falle und nach 
der Richtlinie nicht per se verboten sei. 
Da der wesentliche Grundgedanke des 
Ausgleichsanspruchs allerdings nicht 
die Sanktionierung einer Vertragsauf-
lösung darstelle, sondern den Handels-
vertreter für die von ihm erbrachten 
Leistungen entschädigen solle, müsse 
dieser Anspruch auch bei Beendigung 
des Handelsvertretervertrags während 
einer vereinbarten „Probezeit“ gewährt 
werden. 
Auch wenn das Urteil des EuGH einen 
französischen Sachverhalt betraf, gilt 
diese Entscheidung auch für Verträge, die 
dem deutschen Recht unterliegen. Aus-
gleichsansprüche des Handelsvertreters 
können folglich nicht durch die Verein-
barung einer „Probezeit“ umgangen wer-
den. Insoweit sorgt die Entscheidung für 
Rechtssicherheit. 
Ein Ausgleichsanspruch ist daher nur 
dann ausgeschlossen, wenn die Kündi-
gung durch den Handelsvertreter selbst 
erfolgt (vorbehaltlich einiger gesetzlich 
geregelter Ausnahmen) oder auf schuld-

haftes Verhalten des Handelsvertreters 
zurückzuführen ist. 
Möglich bleibt zudem ein Ausschluss 
oder eine Beschränkung des Anspruches 
nach Vertragsbeendigung. Hierbei ist 
allerdings darauf zu achten, dass ein 
solcher Verzicht nicht im Rahmen einer 
Aufhebungsvereinbarung erfolgt, in der 
ein Ende des Vertrags zu einem späteren 
Datum geregelt wird. Denn dann wäre 
der Verzicht während der Vertragslauf-
zeit erfolgt und damit unwirksam.

Dr. Martin Scheuing,  

Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht,

Derra, Meyer & Partner Rechtsanwälte Part GmbH,  

dmp@derra-ul.de,  

www. derra.eu  

Gesetzesnews

Dr. Martin Scheuing 
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Wettbewerb „Globale Partnerschaften“ 
des Deutschen Nachhaltigkeitspreises

Gesucht: Vorbildliche 
Partnerschaften  
zur Umsetzung  
der Agenda 2030

Bonn/Düsseldorf, 17.09.2018 – Kommunen und Unternehmen, 
die sich in Partnerschaften erfolgreich für die Umsetzung der 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung engagieren, können 
sich ab sofort um den Deutschen Nachhaltigkeitspreis be-
werben. Zusammen mit dem Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) werden vorbild-
liche Partnerschaften zwischen Unternehmen in Deutschland 
und in Entwicklungs- und Schwellenländern sowie zwischen 
deutschen Kommunen und ihren Partnerkommunen im globa-
len Süden prämiert. Bundesminister Gerd Müller überreicht die 
Preise im Rahmen des Deutschen Nachhaltigkeitstages am 
7. Dezember 2018 in Düsseldorf. 

„Ziel der Preise ist es, Beispiele für erfolgreiche Entwicklungs-
partnerschaften auszuzeichnen. Wir wollen damit die Poten-
ziale einer Zusammenarbeit zwischen Unternehmen oder 
Kommunen im globalen Norden und Süden unterstreichen“, 
sagt Bundesminister Gerd Müller. „Dadurch wollen wir 
noch mehr Akteure motivieren, die Transformation zu nach-
haltigerem Leben und Wirtschaften im Sinne der Agenda 
2030 zu fördern.“    
Bewerben können sich deutsche Kommunen und Unternehmen, 
die sich im Rahmen von aktuellen Partnerschaften im globalen 
Süden für die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung mit ihren 17 Zielen (Sustainable Development Goals, 
SDGs) einsetzen. Prämiert wird erfolgreiche Zusammenarbeit 
auf Augenhöhe, deren Mehrwert für beide Partner auf Gegen-
seitigkeit beruht und die Umsetzung der SDGs in beiden Län-
dern/Regionen fördert. Die Auszeichnung erhalten die Partner 
im „Tandem“. Bewerbungsschluss ist der 5. Oktober 2018.
Die Teilnahme erfolgt per Fragebogen, der unter 
www.nachhaltigkeitspreis.de zu finden ist.

Pressekontakt: Sebastian Klement, 
  Tel. 0211 / 5504 5511, 
  presse@nachhaltigkeitspreis.de

Der Deutsche Nachhaltigkeitspreis ist die nationale Aus-
zeichnung für Spitzenleistungen der Nachhaltigkeit in Wirt-
schaft, Kommunen und Forschung. Mit fünf Wettbewerben 
(darunter der Next Economy Award für „grüne Gründer“), über 
800 Bewerbern und 2.000 Gästen zu den Veranstaltungen ist 
der Preis der größte seiner Art in Europa. Die Auszeichnung 
wird vergeben von der Stiftung Deutscher Nachhaltigkeits-
preis e.V. in Zusammenarbeit mit der Bundesregierung, 
kommunalen Spitzenverbänden, Wirtschaftsvereinigungen, 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Forschungsein-
richtungen. Rahmen für die Verleihung ist der Deutsche 
Nachhaltigkeitstag in Düsseldorf, die meistbesuchte jähr-
liche Kommunikationsplattform zu den Themen nachhaltiger 
Entwicklung.

Sebastian Klement,  

presse@nachhaltigskeitspreis.de,  

www.nachhaltigkeitspreis.de  
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Pressebericht

Landes-
parteitag 
der CDU im 
Europa Park 
Rust

Unser 72. Landesparteitag am 21./22. 
September 2018 im Europa-Park Rust hat 
gezeigt: Die CDU Baden-Württemberg 
gestaltet kraftvoll und ideenreich unser 
Land!
Im Zentrum unseres Parteitages stand 
die inhaltliche Debatte und Ausrichtung 

der CDU Baden-Württemberg. Neben 
der Beratung und Verabschiedung unse-
rer Programme zur Europa- und zur 
Kommunalwahl haben wir ganz breit 
zentrale Themen für die Zukunft unseres 
Landes und des gesellschaftlichen Mit-
einanders diskutiert.

Mit dem Beschluss, die Grunderwerb-
steuer von 5 Prozent auf 3,5 Prozent 
abzusenken und für Familien beim Erst-
erwerb von Wohneigentum ganz abzu-
schaffen, untermauern wir: Wo andere 
beim Diskutieren stehen bleiben, hauen 
wir Pflöcke ein und bekennen uns zu den 
nötigen Impulsen für die Schaffung von 
Wohnraum. Thomas Strobl hat dies tref-
fend in seiner Rede gesagt: „Wir sollten 
schon auch einmal die Kraft zu einer 
Steuersenkung haben. Und das bei der 
Grunderwerbsteuer, mit einer Familien-
komponente!“ Es sind doch gerade die 
jungen Familien, die auf dem Wohnungs-
markt derzeit kaum bezahlbare Wohnun-
gen finden und die Unterstützung für die 
eigenen vier Wände benötigen.
Klare Kante zeigt auch unser Beschluss zur 
Stärkung von Polizei, Freiwilligem Polizei-
dienst und kommunalen Ordnungs-
diensten. Die CDU Baden-Württemberg 
bekennt sich klar zu dem bürgerlichen 
Engagement durch die Angehörigen des 

Europa Park Rust

Landespolitik

Manuel Hagel, Generalsekretär der CDU Baden-Württemberg
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freiwilligen Polizeidienstes. Einer Diffa-
mierung dieser für unseren Rechtsstaat 
engagierten Bürgerinnen und Bürger 
als „Hilfs- oder Hobbypolizisten“ treten 
wir klar entgegen. Wir wollen den Frei-
willigen Polizeidienst ohne Wenn und 
Aber: mit Uniform und Waffe. Ebenso 
begrüßen wir die Einführung von kom-
munalen Ordnungsdiensten durch viele 
Städte und Gemeinden. Beides sehen wir 
als wichtige Unterstützung für unsere 
Polizei im Einsatz für unser aller Schutz.
Die Frage des Zusammenhalts unserer 
Gesellschaft ist drängender denn je. Wir 
sind der Überzeugung, dass jede und 
jeder Einzelne sich für das Miteinander in 
unserer Gesellschaft einbringen kann und 
einbringen soll. Deshalb ist es ein starkes 
Zeichen und ein großartiger Beschluss, 

dass sich die CDU Baden-Württemberg 
für ein allgemeines, verpflichtendes 
Dienstjahr für Frauen und Männer mit 
großer Mehrheit ausgesprochen hat. Ein 
solcher Dienst stärkt die Identifikation 
mit der Gemeinschaft, übt den Dienst am 
nächsten ein und trägt zur persönlichen 
Reife bei. Das sind christdemokratische 
Werte pur!
Auch der Naturschutzes berührt im 
Grunde elementare Fragen des Zu-
sammenlebens. Hier haben wir im Rah-
men unseres Kommunalwahlprogramms 
gezeigt: Ökologie und Ökonomie gehen 

für uns zusammen. Das betrifft das 
Miteinander von Umweltschutz und 
Landwirtschaft, unsere Forderung nach 
einem landesweiten Netz von Biotopen 
zum Artenschutz in jeder Gemeinde 
und auch das beim Landesparteitag 
vorgestellte Papier „Baden-Württem-
berg blüht: Wild- und Honigbienen in 
unserer Heimat“. Damit schlagen wir 
ein neues Kapitel unter der Überschrift 
„Bewahrung der Schöpfung“ auf. Auch 
das ist Christdemokratie pur!
Mit intensiven inhaltlichen Debatten 
haben wir uns also das Rüstzeug zu-
gelegt, um nächstes Jahr am 26. Mai 
2019 bei der Europawahl und bei der 
Kommunalwahl gemeinsam erfolgreich 
zu sein. Unser „Impuls für eine star-
kes Europa“ legt vier Schwerpunkte: 
Auf die Weiterentwicklung der Wirt-
schafts- und Währungsunion, auf mehr 
Anstrengungen bei Außengrenzschutz, 

Viele Delegierte besuchten den Landesparteitag in Rust

Thomas Strobl, Landesvorstitzender der CDU Baden-Württemberg,  
stellvertretender Ministerpräsident und Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration

Landespolitik
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Migration und Sicherheit, auf Digitalisie-
rung und Cybersicherheit sowie auf zent-
rale Punkte, die für Baden-Württemberg 
besonders von Bedeutung sind. In unse-
rem Kommunalwahlprogramm „Heimat. 

Leben. Gestalten.“ zeigen wir: Die CDU 
ist Kommunalpartei, wir setzen uns über 
alle politischen Ebenen hinweg für beste 
Lebensqualität in unseren Kreisen, Städ-
ten und Dörfern ein. Dazu gehören für 
uns kurze Wege zu Kitas und Schulen, 
attraktive Mobilitätsangebote, eine gute 
Nahversorgung, vielfältige Kultur-, Sport- 
und Freizeitangebote, eine bürgerfreund-
liche Verwaltung, Platz zum Wohnen und 
zum Arbeiten, Räume zur Naherholung 
im Einklang mit der Landwirtschaft, ein 
gutes Miteinander in der Nachbarschaft 
und noch vieles mehr.
Besonders haben wir uns über den Be-
such des Vorsitzenden der EVP-Fraktion 
im Europäischen Parlament Manfred 
Weber MdEP gefreut. „Ich kann und ich 
will Präsident der Europäischen Kommis-
sion, ich will Nachfolger von Jean-Claude 
Junker werden“, bekannte sich Weber. 
Mit seiner wegweisenden Rede zu Euro-
pa hat er bewiesen, dass er dafür der rich-
tige Mann ist und die volle Unterstützung 
der CDU Baden-Württemberg hat.
Jetzt gilt es in den nächsten acht Mo-
naten, unsere inhaltlichen PS auf die 
Straße zu bringen. Jetzt gilt es, raus zu 
gehen zu den Menschen und zu zeigen: 
Wir sind die Europa-Partei, wir sind die 
Kommunal-Partei.
Dabei leisten unsere kommunalen 
Mandatsträger in den Dörfern, Städten, 
Kreisen und Regionen tagtäglich un-

schätzbare Arbeit. Dafür sage ich Ihnen 
im Namen der CDU Baden-Württemberg 
von ganzem Herzen „Danke“. Wir wer-
den Sie als Landesverband der CDU Ba-
den-Württemberg bestmöglich in Ihrer 
Arbeit unterstützen.
Lassen Sie uns gemeinsam für ein starkes 
Europa und eine starke Heimat kämpfen!

Herzliche Grüße
 
Manuel Hagel MdL
Generalsekretär

Pressestelle CDU Baden-Württtemberg,   

info@cdu-bw.de  

www.cdu-bw.de  Die MIT auf dem Landesparteitag 

Landesgeschäftsstelle meets Landesvorstands-
mitglied der MIT, Apostolos Kelemidis

Landespolitik
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MIT zur Reform der Unter-
nehmensbesteuerung 
 

Wettbewerbs-
fähigkeit 
stärken 

Die Steuereinnahmen von Bund, Land 
und Kommunen schießen von einem 
Rekordhoch zum nächsten. Damit kön-
nen die Haushalte wetterfest gemacht 
und Schulden getilgt werden – so weit, 
so gut. Dennoch ist es an der Zeit, dass 
die Politik sich Gedanken über die zu-
künftige Unternehmensbesteuerung 
macht. Wir drohen abgehängt zu werden 
- vor allem Familienunternehmen leiden 
unter den derzeitigen Steuerregelungen.
„Wir haben in Deutschland die höchs-
ten Steuersätze unter den großen 
Industrieländern“
Es ist noch nicht lange her, da bekam 
Deutschland für seine Unternehmens-
besteuerung viel Lob. Allerdings war das 
vor zehn Jahren. Aktuell droht Deutsch-
land zum Hochsteuerland für Unter-
nehmen zu werden. Das bestätigt eine 
Studie des Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mann-
heim. Im globalen Steuerwettbewerb 
sei Deutschland zurückgefallen, da 
wichtige Industrieländer wie die USA 
und Frankreich Steuersenkungen be-
schlossen haben. Gerade Familien-

unternehmen würden darunter leiden, 
denn sie seien im internationalen Wett-
bewerb massiv benachteiligt. Mit der 
höheren Belastung droht der Verlust 
der Wettbewerbsfähigkeit – und damit 
einhergehend droht der Verlust von 
zahlreichen Arbeitsplätzen.  

Zehn-Punkte-Plan der MIT zur Reform 
der Unternehmensbesteuerung
Ich unterstütze den jüngst von Carsten 
Linnemann veröffentlichten Zehn-Punk-
te-Plan der MIT zur Reform der Unter-
nehmensbesteuerung in Deutschland. 
Dieser beinhaltet wichtige Reformvor-
schläge. Es wird gefordert, das geltende 
Recht strukturell zu vereinfachen und 
Steuersätze zu senken. Dabei soll die 
gesamte Belastung inklusive Gewerbe-
steuer nicht höher als 25 Prozent liegen. 
Das ist nicht utopisch. Im EU-Schnitt 
liegt der Steuersatz auf Unternehmens-
gewinne bei 24 Prozent. Deutschland 
liegt derzeit weit über diesem Schnitt.

„Es lohnt sich auch der Blick auf die 
großen Techkonzerne“
Natürlich müssen wir zusehen, dass 
das nicht auf Lasten unserer Haushalte 
geht. Die schwarze Null muss stehen. 
Deshalb lohnt sich auch der Blick auf 
die großen Techkonzerne wie Apple, 
Facebook, Amazon oder Google. Es ist 
unseren Mittelständlern nicht zu er-
klären, dass diese Konzerne in Europa 
jahrelang kaum Steuern gezahlt haben. 
Milliardengewinne wurden in Länder 
wie beispielsweise Irland oder Luxem-
burg umgeleitet, die besonders niedri-
ge Steuersätze haben. Fakt ist: Amazon 
hat hier genauso Steuern zu zahlen wie 
der Einzelhändler in der Innenstadt. 
Die EU hat dafür einen neuen Plan in 
der Tasche. Dieser umfasst alle außer-
europäischen Unternehmen mit welt-
weiten Jahresumsätzen von über 750 
Millionen Euro und EU-Umsätzen von 
mindestens zehn Millionen Dollar. 
Entscheidend für die Berechnung soll 
dabei sein, von wo aus die Nutzer auf 
die jeweilige Plattform zugreifen oder 
wo die Nutzer das Produkt tatsächlich 
kaufen. Die Umsätze sollen dann mit 
einer Pauschale zwischen einem und 
fünf Prozent belegt werden. 
Diese Pläne müssen wir mit Nach-
druck vorantreiben. Nur so können wir 
die internationale Wettbewerbsfähig-
keit unseres Mittelstands und unserer 
Familienunternehmen auf Dauer sichern. 
Und damit auch die hiesigen Arbeits-
plätze und unseren Wohlstand. 

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  

Fabian Gramling MdL

Landespolitik
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Bitkom – Umfrage zur Unternehmenssicherheit

Cyberattacken auf deutsche Industrie  
nehmen stark zu

• 8 von 10 Industrieunternehmen stehen heftiger unter Be-
schuss als vor zwei Jahren

• 5 Prozent der Großunternehmen setzen für IT-Sicherheit 
auf Künstliche Intelligenz

• Bitkom veröffentlicht Studienbericht zu Wirtschaftsschutz 
in der Industrie 

Die deutsche Industrie steht immer häufiger im Fadenkreuz 
von Cyberkriminellen: Für gut acht von zehn Industrieunter-
nehmen (84 Prozent) hat die Anzahl der Cyberattacken in den 
vergangenen zwei Jahren zugenommen, für mehr als ein Drit-
tel (37 Prozent) sogar stark. Das ist das Ergebnis einer Studie 
des Digitalverbands Bitkom, für die 503 Geschäftsführer und 
Sicherheitsverantwortliche quer durch alle Industriebranchen 
repräsentativ befragt wurden. „Die deutsche Industrie steht 
unter digitalem Dauerbeschuss – von digitalen Kleinkriminellen 
über die organisierte Kriminalität bis zu Hackern im Staatsauf-
trag“, sagt Bitkom-Präsident Achim Berg. „Qualität und Umfang 
der Cyberangriffe werden weiter zunehmen.“
So prognostizieren 82 Prozent der befragten Industrieunter-
nehmen, dass die Anzahl der Cyberattacken auf ihr Unternehmen 
in den nächsten zwei Jahren voraussichtlich zunehmen wird. 
Vier von zehn (41 Prozent) gehen davon aus, dass die Angriffe 
sogar stark zunehmen werden. Nur 15 Prozent schätzen, dass die 
Zahl der Angriffe künftig unverändert bleiben wird. „Die Unter-
nehmen müssten jetzt ihre technischen, organisatorischen und 
personellen Sicherheitsvorkehrungen verstärken“, sagt Berg. 
Erste Großunternehmen setzen auf Künstliche Intelligenz
Vor allem bei technischen Sicherheitsmaßnahmen sind viele 
Industrieunternehmen schon aktiv geworden. Jedes befragte 
Unternehmen (100 Prozent) setzt bereits jeweils auf Passwort-
schutz auf allen Geräten, Firewalls sowie Virenscanner und lässt 
regelmäßig Backups für Daten erstellen. Dagegen führt nur ein 
Viertel (24 Prozent) Penetrationstests durch, bei denen Angriffe 
simuliert werden, um Schwachstellen zu entdecken, bevor es zum 
Ernstfall kommt. Jedes fünfte Industrieunternehmen (20 Prozent) 
hat sogenannte Intrusion Detection Systeme im Einsatz. Immerhin 
jedes zwanzigste Großunternehmen setzt heute bereits Künstliche 
Intelligenz für die IT-Sicherheit ein. So nutzen 5 Prozent der Unter-
nehmen ab 500 Mitarbeitern KI oder Maschinelles Lernen, um sich 
gegen Datendiebstahl, Spionage oder Sabotage zu schützen. Für 84 
Prozent der Gesamtindustrie ist dies hingegen noch kein Thema.
Im Bereich der organisatorischen Sicherheit haben 80 Prozent 
der Industrie klare Regeln für den Umgang mit schützenswerten 
Informationen für sich definiert. Die Hälfte hat jeweils eine 
Clean-Desk-Policy im Einsatz (50 Prozent) und lässt die eigene 
Sicherheit zertifizieren (49 Prozent). Für eine personelle Sicher-
heit lassen sechs von zehn Befragten (59 Prozent) sogenannte 

Background-Checks bei potenziellen Mitarbeitern für sensible 
Positionen durchführen. Ebenso viele Unternehmen schulen 
ihre Mitarbeiter zu Sicherheitsthemen (59 Prozent) oder haben 
einen Sicherheitsverantwortlichen bestellt (58 Prozent). Berg: 
„Unternehmen müssen eine Sicherheitskultur im Betrieb eta-
blieren. Gerade durch Mitarbeiterschulungen lässt sich die 
Sicherheit im Unternehmen einfach und nachhaltig verbessern.“
Erst kürzlich hatte Bitkom Daten zum Wirtschaftsschutz in der 
Industrie vorgestellt. Danach ist der Industrie durch Sabotage, 
Datendiebstahl oder Spionage in den vergangenen zwei Jahren 
ein Gesamtschaden von 43,4 Milliarden Euro entstanden. Sie-
ben von zehn Industrieunternehmen (68 Prozent) sind in diesem 
Zeitraum Opfer geworden, jedes fünfte Unternehmen (19 Pro-
zent) vermutet dies.

Christoph Krösmann, Pressesprecher Bitcom,  

c.kroesmann@bitkom.org, www.bitkom.orge  
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Einigung auf ein Dieselkonzept

Ministerin Hoffmeister-Kraut: „Einigung 
auf Bundesebene schafft Klarheit und 
Rechtssicherheit für Verbraucher und 
betroffene Wirtschaftszweige, für Her-
steller und Kommunen“ 
Wirtschafts- und Arbeitsministerin Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut hat am 2. Ok-
tober 2018 die auf Bundesebene erzielte 
Einigung auf ein Dieselkonzept begrüßt: 
„Es ist gut, dass jetzt die notwendigen 
zulassungsrechtlichen und finanziellen 
Voraussetzungen für Nachrüstungen und 
Flottenerneuerung auf Bundesebene er-
reicht wurden, um schnell Rechtssicher-
heit für alle Beteiligten – die Verbraucher 
und betroffenen Wirtschaftszweige, die 
Hersteller und die Kommunen – zu schaf-
fen.“ Sie gehe nun davon aus, dass es – 
insbesondere in Stuttgart und der Region 
– möglich werde, Fahrverbote für Euro-5-
Fahrzeuge zu verhindern.
Hoffmeister-Kraut zeigte sich ins-
besondere zufrieden, dass geplant sei, 
ein Nachrüstprogramm für Fahrzeuge 
des Handwerks vorzusehen. Diese 
würden auf Grund von teuren Spezial-
einbauten oft viele Jahre genutzt. „Ein 
Nachrüstprogramm für diese Fahrzeuge 
ist daher sehr sinnvoll. Eine Kostenüber-
nahme durch den Bund in Höhe von 80 
Prozent ist ein sehr faires Angebot“, so 
Hoffmeister-Kraut.
Die vergangenen Monate hätten ge-
zeigt, dass vor allem eine Flotten-
erneuerung wesentlich zur Ver-
besserung der Luftqualität in unseren 
Städten beigetragen habe, so die Wirt-

schaftsministerin. Die mit den Her-
stellern vereinbarte Umtausch-Prämie 
könne daher, bei entsprechend attrak-
tiven Konditionen, ein besonders wirk-
sames Instrument zur Einhaltung der 
Grenzwerte sein. Hoffmeister-Kraut: 
„Die deutschen Hersteller haben be-
reits eine Umtausch-Prämie zugesagt. 
Erste ausländische Hersteller haben 
heute bereits nachgezogen. Ich erwarte, 
dass alle Hersteller ihren Kunden ent-
sprechende Angebote unterbreiten.“
Im Sinne der Luftreinhaltung sei der An-
satz, unabhängig von der Abgasnorm 
(EU 4 und EU5) einen Grenzwert pro 
Fahrzeug festzulegen, ebenfalls sinnvoll. 

Fahrzeuge kleiner 270 mg/km Stickoxid 
dürften dann zukünftig unabhängig von 
der Abgasnorm trotz Fahrverbots in die 
Städte einfahren. Hier sei eine einheit-
liche rechtliche Regelung nun dringend 
erforderlich, die der Bund zeitnah schaf-
fen werde.
Hoffmeister-Kraut: „Ich halte nach wie 
vor auch eine Hardware-Nachrüstung 
für jüngere EU5-Dieselfahrzeuge für eine 
sehr wirksame Methode, um die Luft-
qualität in den Städten schnell und nach-
haltig zu verbessern und den Wertverlust 
der betroffenen Fahrzeuge zu minimie-
ren. Ich bin froh, dass der Bund sich diese 
Sichtweise nun zu eigen gemacht hat.“
Sie sei der Überzeugung, dass der weitere 
Prozess der Nachrüstung ohne die Fahr-
zeughersteller jedoch nicht realisierbar 
sei. Verbraucherinnen und Verbraucher 
dürften in diesem Zusammenhang nicht 
allein auf den Kosten sitzen bleiben. Des-
halb sei es richtig, dass sich die Bundes-
regierung nun mit der Automobilindustrie 
auf eine pragmatische Lösung für die 
Dieselnachrüstung verständigen möchte.

Pressestelle Wirtschaftsministerium,  

pressestelle@wm.bwl.de  

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Gottlieb NESTLE GmbH 

Freudenstädter Str. 37-43 
72280 Dornstetten 

Wir bilden aus!

Informationen unter:
www.g-nest le .de
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Debatte um die Pflegereform 
von Minister Spahn:

Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion 
Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL am 
4.10.2018
„Die Pflege ist ein Megathema, das zu-
künftig noch stärker an Bedeutung ge-
winnen wird. Hier gilt es, die Heraus-
forderungen mit konkreten Lösungen 
zu gestalten und das Vertrauen in die 
Problemlösungskompetenz der Politik zu 
stärken. Das Positionspapier Pflege der 

CDU-Landtagsfraktion zeigt Wege auf: 
Wir wollen eine leistungsgerechte Be-
zahlung durch Einführung eines Flächen-
tarifvertrags für die Pflegeberufe. Zu-
dem soll über die Einführung eines 
verpflichtenden Dienstjahres für junge 
Frauen und Männer sowie die weitere 
Stärkung der sozialen Freiwilligendienste 
diskutiert werden. Wir begrüßen die An-
wendung der ‚3+2-Regel‘ bei der Aus-
bildung von Pflegefachkräften und regen 
an, eine vergleichbare Regelung auch 
für Pflegehilfskräfte zu schaffen. Pflege-
kräfte aus dem Ausland sind einer von 
vielen Bausteinen zur Stärkung der Pfle-
ge. Daher erscheint es für uns sinnvoll, 
Ausbildungskooperationen mit Pflege-
schulen aus dem EU-Ausland einzugehen. 
Hier haben wir mit Bundesgesundheits-
minister Spahn Einigkeit erzielt. Er unter-
stützt diesen Vorschlag von uns.
Der größte Pflegedienst im Land bleibt 
aber die Familie. Damit wir auch künftig 
auf dieses Miteinander zählen können, 
müssen wir die Unterstützungsangebote 
für Pflege in der eigenen Häuslichkeit 
ausbauen, um so gleichzeitig die statio-
näre Pflege zu entlasten.
Die Diskussion um die Finanzierung 
schließt die teilweise hohen Unter-

schiede in den Lohnniveaus zwischen 
den Bundesländern mit ein und erfordert 
auch eine sachliche Auseinandersetzung 
mit der Frage nach einer Reform der 
bundesweit gleichen Abrechnungssätze 
in den Krankenhäusern. So liegen bei-
spielsweise die jährlichen Kosten einer 
Krankenhauspflegekraft in Baden-Würt-
temberg rund 10.000 Euro höher als in 
Mecklenburg-Vorpommern. Gleichzeitig 
sehen wir die Notwendigkeit, durch 
eine angemessene Investitionskosten-
förderung der Krankenhäuser einer 
Zweckentfremdung von Betriebsmitteln 
zu Lasten des Pflegepersonals entgegen 
zu wirken.“

Thomas Oeben, 

 thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de,  

www.fraktion.cdu-bw.de  

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

Jens Spahn MdB

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Nicole Razzavi MdL

Finanzierung des A8-
Albaufstiegs durch den Bund:

„Ich freue mich sehr über die Ent-
scheidung des Bundes, denn sie ist 
richtig und kommt zum perfekten 
Zeitpunkt. Mit dem Bundesverkehrs-
wegeplan 2030 stellt die CDU-geführte 
Bundesregierung sehr viel Geld für die 
Verbesserung unserer Infrastruktur zur 
Verfügung. Das letzte Nadelöhr auf der 

wichtigsten Verkehrsachse zwischen 
Karlsruhe und München wird nun be-
seitigt - das ist eine sehr gute Nach-
richt für alle Verkehrsteilnehmer! Der 
nervenaufreibende Stau am Albaufstieg, 
der bisher eher die Regel als die Aus-
nahme ist, kann schon bald der Ver-
gangenheit angehören. Dazu muss das 

Planfeststellungsverfahren jetzt wie 
geplant in einem Jahr abgeschlossen 
werden, damit die Bagger bald rol-
len können. Die CDU hat im letzten 
Doppelhaushalt mit mehr Personal 
und Geld für die Planung von Straßen 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
dass dieses Projekt nun endlich in die 
Realität umgesetzt wird.“

Thomas Oeben,  

thomas.oeben@cdu.landtag-bw.de,  

www.fraktion.cdu-bw.de  

Nicole Razzavi MdL

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

1A Autenrieth GmbH&Co. KG,  
www.authenrieth-kunststofftechnik.de

Arthur Uhl Kies- und Schotterwerk 
GmbH & Co. KG, www.uhl-beton.de

AUDAX-Keck GmbH,  
www.audax.de

Bareis Managementsysteme,   
www.bareis-ms.de

Bartholomäus GmbH,  
www.geba-ermerkingen.de

Brenners Park Hotel GmbH,  
www.brenners.com

Brüggemann Chemical L. Brüggemann KG,  
www.brueggemann.com

CombinO GmbH,  
www.combino.net

Containerland GmbH,  
www.containerland.de

Datalink EDV Service GmbH,  
www.datalink.de

ELGO Electronic GmbH&Co.KG,  
www.elgo.de

Europa Park GmbH & Co. Mack KG,  
www.europapark.de

FrigorTec GmbH, www.frigortec.com
Gehr GmbH, www.gehr.de
Genthner GmbH,  

www.genthner.com
GMT Gummi-Metall-Technik gmbH,  

www.gmt-gmbh.de
Gottlieb Nestle GmbH,  

www.g-nestle.de
Grafmüller GmbH,  

www.grafmueller-gmbh.de
Grünemay & Abt KG,   

www.gruenemay-abt.de
Grüner Systemtechnik GmbH & Co. KG,  

www.gruener-systemtechnik.de
GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunz-

mann GmbH & Co. KG,  
www.guk-falzmaschinen.com

Hermann Bantleon GmbH,  
www.bantleon.de

Hohner Maschinenbau GmbH,  
www.hohner-postpress.com

Industriebau Bönnigheim GmbH & 
Co.KG,  
www.ibb-boennigheim.de

IHB Industrie- und Hydraulikbedarf GmbH,  

www.ihb-illingen.com
Kächele Wilhelm GmbH,  

www.w-kaechele.de
Kammerer Gewindetechnik GmbH,  

www.kammerer-gewinde.com
Kärcher CENTER Milkau,  

www.kaerchercenter-milkau.de
Karl Uhl GmbH & Co. KG,  

www.uhl-beton.de
KHS Bedachungen GmbH,  

www.khs-affalterbach.de
Kunststoff Christel GmbH Co. KG,  

www.kunststoff-christel.de
Kurt Glass AGm,  

www.glass.ag
Lehmann Präzisionstechnik und Handels 

GmbH,  
www.lehmann-gutach.de

Lothar Bix GmbH,  
www.bix-lackierungen.de

Martin Weitbrecht Rohrleitungsbau GmbH,  
www.weitbrecht-rohrleitungsbau.de

Prakesch Zerspanungstechnik GmbH,  
www.prakesch.de

S. Gruber GmbH & Co. Ges für Transport 
und Lagerei KG,  
www.gruber-marbach.de

Seelig + Co. Feinblechbau GmbH,  
www.seelig-feinblechbau.de

Semmler GmbH TachoControl,  
www.tachocontrol.de

Staatsbad Wildbad Bäder- und Kurbe-
triebs GmbH,  
www.staatsbad-wildbad.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG,  
www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Stuttgarter Möbeltransport GmbH & Co. 
KG Gebr. Reimold,  
www.reimold-umzug.com

Thomas Waidner GmbH,  
www.waidner-stanztechnik.de

Trumpf GmbH&Co.KG,  
www.trumpf.com

VOMED Volzer Medizintechnik GmbH & 
Co. KG, www.vomed.de

Weber Haus GmbH & Co. KG,  
www.weberhaus.de

Wöhrle und Lutz GmbH,  
www.woehrleundlutz.de

Inserentenverzeichnis 
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

CombinO GmbH
D-73235 Weilheim/Teck · S 0 70 23/74 42 42
info@combino.net · http://www.combino.net

Vielseitig einsetzbares Präsentationssystem 
aus Aluminium. Ideal für Messen, Ausstellungen,

Events, Ladenbau und Bürolösungen.

professionell – praktisch – preiswert

1109_CombinoAnz4C56x40  28.09.11  07:20  Seite 

ASBEST  
Sanierung vom Experten 

mit 46Jahren 
Erfahrung 

DACH 

Flachdach Neubau / Sanierung 
Trapezblech Dach / Fassade 

In jeder Größenordnung 

Telefon 
07144 / 8349-0 

Grün muss RAL 6018 / HKS 65 N entsprechen 
Rot = Leuchtendes / Kräftiges Rot 

KHS Bedachungen GmbH
71563 Affalterbach  

www.khs-affalterbach.de 

Mit                   - Druckern 
von                           sehen
Ihre Umsatzkurven noch
                        viel besser aus!

DATALINK EDV SERVICE GmbH
71229 Leonberg • Hertichstraße 34
Tel. 07152/97916-0 • Fax 07152/97916-7
www.datalink.de • info@datalink.de

• Herstellerunab-
hängiges Systemhaus 

• Auf Ihre Erfordernisse 
abgestimmte Lösungen 
• Drucker, Multifunktions-

geräte, Security Print, 
MPS, MDS, Dokumenten-
Management und -

Archivierung.

Infohotline: 0 70 52 / 97 91 6-0

Hoch-, Tiefbau, Schlüsselfertigbau, Gartenbau,
Landschaftsbau, Tankstellenbau, Schotterwerk.

77736 Zell am Harmersbach
Tel. 07835/42664-0 Fax. 07835/42664-180

Email: info@grafmueller-gmbh.de
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MIT Hohenlohe

MIT Unternehmerstammtisch 
Jeden 3. Donnerstag im Monat ab 19 Uhr 
„Goldene Sonne“, Neuenstein 

MIT Mannheim

MIT Jahresabschluss
Dienstag, 20.11. 2018

MIT Stuttgart

90. After Business Talk – Besuch des 
Pressehauses Stuttgart
Donnerstag, 25.10.2018 um 18:30 Uhr
Thema: Führung durch das Pressehaus 
mit Besichtigung der Herstellung der 
Tageszeitung, anschließende Fragerunde
Veranstaltungsort: Pressehaus Stuttgart, 
Plieninger Strasse 150, 70567 Stuttgart
Zuständig bei Fragen:
Claudia.Pfeiffer: mail@pfeiffer-pilates.de

Jahresempfang mit anschließendem 
Stehempfang
Montag, 29.10.2018 um 19:00 Uhr 
Veranstaltungsort: Eventcenter der 
Sparda-Bank Baden-Württemberg, Am 
Hauptbahnhof 3, 70173 Stuttgart
Zuständig bei Fragen:
Harald Weith: h.weith@gmx.de

„50 Jahre Kreisverband Stuttgart“ 
Festabend mit Rahmenprogramm, 
Musik und Ehrengäste
Freitag, 9.11.2018 um 18:00 Uhr
Veranstaltungsort: Parkhotel Stuttgart 
Messe-Airport, Filderbahnstraße 2, 
70771 Leinfelden-Echterdingen

3. Literarischer Abend „Kunst, Kultur 
& Musik“ – der besondere Abend
Donnerstag, 29.11.2018 um 19:30 Uhr
Veranstaltungsort: „Die Note“ by Ed-
gars, (Liederhalle) Berliner Platz 1, 70174 
Stuttgart

MIT Waldshut

Kreisparteitag 
20.10.2018 Gemeindehalle Gurt-
weil, Leo-Beringer-Straße 1, 79761 
Waldshut-Tiengen
Am Samstag, 20.10.2018, findet um 
15.30 Uhr unser Kreisparteitag statt. 
Neben der Rede unseres Landesvor-
sitzenden und Innenministers, Thomas 
Strobl, stehen auch die Neuwahlen des 
Kreisvorstandes auf der Tagesordnung. 

Termine der MIT
Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
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Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
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Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen  

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
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MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG


